
111-115 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 

Nationalrates XV. ' GP 

1981 10 22 
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Bericht an den Nationalrat 

Die am 6. Juni 1979 in Gen!' zu ihrer 65. Tagung zusammen­
getretene Allgemeine Konferenz der Internationalen Ar­
beitsorganisatioIl hat- am 25. Juni 1979 u ... a. folgende 
internationale Urkunden angenommen: 

Ubereinkommen (Nr. 1521 über den Arbeitsschutz bei der 
'Ra.fenarbeit 

und die 
Emntehlung (Nr. 160) betreffend den Arbeitsschutz bei der 
H~enazobeit .. 

Der' amtliche deutsche ~ortlaut des angeführten internatio­
nalen Urkunden ist angeschlossen. 

Jedes Mitglied des Internationalen Arbeitsorganisation 
ist, gemäß Artikel 19 der Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation, EGEl. Nr. 223/1949, verpflichtet, 
die von der Internationalen Arbeitskonterenz angenommenen 
internationalen Urkunden den zuständigen Stellen im Hin­
blick aü ihre Verwu-kllchtung durch, die Gesetzgebung 
oder durch andere Maßnahmen vorzulegen. 

B. Die ~ternationalen Urkunden 
~---------.-.------------------....,-
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Das uoereilÜOtn'Ocn ver::lteht u:o.ter dem Begri!t "Hafenarbeit rt 

alle Arbeiten und einzelnen Arbeitsvorg~nge beim Be- und 
Entladen von Schiifen. samt den damit verbundenen Neben­
arbeiten. Die innerstaatliche Gesetzgebung oder Pr~c.is-
hat eine Begriffsbestimmung fnr derartige Arbeiten zu 
treffen. Dabei sOlY.le bei Änderung dieser Begriftsbestim­
mung' sind die beteiligten-Interessenvertretungen ~ hören. 
In gegti~ten Yalle!l (v~l. Art. 2) können unter der Voraus­
set~~~g der Get1ährlais~ sicherer Arbeitsbe~ingungen 
SGwi~ dann, wenn di& zuständige Stelle uoerzeugt ist, 
daß. eies im Interesse der Sache gelegen ~st, - wobei die 
o&teiligten Interessenve~tretunge!l zu hören sind - Befrei­
,ungen 5e~dhrt oder Ausnahmen. von den Besti~en dieses 
t'bereinkollmlens zugelassen werden. Eine .!b~leichung von den 
Er!ordern:i.ssaIl. des ~eile.s III.· dieses üoe:ei!lko1!mlens kann 

erf'o15en,. falls die zuständige Stelle nach !nhÖru:l.g der 
beteiligt~ Inte~essenve~t~etung9n überzeugt ist, daS die 
Abweichungen entsprechende Vorteile bieten und daß der ins­
gesamt gebotene· Schutz niCht gering~r ist, als er s~cn be~ 
voller AnwendUng der Bestimmungen des Ubereinko~ens er­
seben l'lÜ.:r:de •. Derartige BefreiUngen und Ausnahmen sowie 
die Grlnde hietfu: sind in ' den. gemäa Artikel 22: der Ver­
!as~- der Internationalen Arbeitsorganisation vor~­
legenden Be~ichten über ~& Durchtührung dieses Uberein­
kommens anzugeben. Teil Ir des vorliegenden Ubereinkommens 
enthä:.t· die für die Ge,fährleistung des Arbeitnehmerschutzes 
bei aer Hafenarbeit notwendigen allgeme~e~ Bestimmungen, 
~eil III sieht entsprechende technische Maßnahmen vor. 
Unter anderem sind in jedem Raten Mi t eine~ erheblichen 
Anz~ von Arb9itnehmern Arbeitsschutzausschüsse zu bilden, 
denen Vertreter .der. Arbeitgeber und der Arbeitnehmer ange­
hören. Hinsichtlich der Durchtü~~ ~erlanet das Gberein­
kommen in seinem Teil IV vom RatrfLl<:anten, die A.u!saben 
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der mit Hai"enarbeit befaßten rersonen ur-d Or;ane hinsicht­
lich des Arheitsschutzen fcstzule~en, die zur DUl:chfHh~ 
des t~ere~ommens erforderlichen,~aqnahmeIl (einschließlich 
Zwan~smaßnah~en) zu tre!fe~, geei~ete .~sichtsdienste 
mit der toe~fachung der Durchführung der gemäS dem troer-
ei "~-o-;:men zu t:i:effenq,en Maßnahmen. zu beauftra.gen oder sich 

zu ve=ge'tdsse:=n, da.:'3 eille ord.I:.ungsgemäße A.ufsicht a.usge-
~fot wird. Di.e Bestimmungen dieses uäereiIlkonlmens sind aut' 
den ~au und die Aus~is~ von Schiffen, auf die Herstellung 

> 

und die Ausrüstung landgebundener Eebezeuge oder ~derer 
ümschlagge=~ta sowie auf die Eerstell~ von Lastaufn~a­
mitteln innerhalb der von der innerstaatlichen Gesetzgebung 
!estzuse"t;zen.den Fristen, die die Dauer von vier Jl'!'h-r:-en nach 
dem Zei~unkt der Ratifikation des tlbere;nko~~~ns oich~ 
iibersclll'ei ten dürfen, anzuwenden'. Teil V eni;i1.äl t" neben 
der,~eststell~~~ daß durch das vorLieeende uoereim~oQmen 
die u'berei.!lkommen. Nr. 28 und l'fr. 32 geändert werden, die 
allen Obereüllcommen der Internationalen Arbeitsorganisation 
€emeinsamen Schlußbestimmungen. 

Die E~n!ehlun~ brinst neben der Wiederholung des Gel~s­
bereic~es und der Begriffsbestimmungen weitere Vorschläge 
im Rahmender allgemeinen BestitIIIilU.D.gen sowie zusätzliche 
Anre~~~e: hinsichtlic~ der techni~chen rIaß~acnen. 

- 4 -
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Der Großteil der bei~acrcen · Stellen hat erklärt, zegen die 
3.ati.fikatiol! des vorliegr"'.d'7n uoereinkomm'e~s keine Bedenken 
zu haben ozw. VOll dessen. Wirkungsbereich nicht berührt 
~ sein. Die Interessenvertre~l~gen der Arbeitnehmer, die 
fUr eine Ratifikation des vorlieeenden Obereinltommens ein­
treten, erachten i~ vorlie~enden Fall jedoch die Erlaz5Ung 
von Ausf;;brungsbesti~muneen, die ~m s~eziellen au.f die 
Probleme des ~~beitnehme=schutzes i~ H~fengebiet Be~tg 
nehmen, tUr notwendis. Üöerdiec s~ien die ~'!ährend des 
inte~ne.tionalen Ee~tacht'lnesverfahrens beanstandeten 
Punkte, insbesondere die unklare Hafr.~sregelung des 
Art. 5 des ubereinkommens im angeno~menen Text ucverandert 

, 

enttalten. Die Intere~senvertretungen der Arbeitgeber, 
·die ~e Rat~ikation dieses 1Joereinkommens wegen. der 
bes-:ehenden österreicÄischen Verhä~tnisse für unzlcrec1cnä..ßig 
erachten, haben in L~~r Stallun~~e darauf ve~iiesen, 
daß - obwohl dessen · 3csti~en in ~leicher Weise auf 
Binnenhä~en ~wendung finden - das vorliegende Uberein­
ko~men in erster L~e für Seeb3fen. konzi~ie=t sei. Das 
BllJlCiesministeritllIl für Justiz verwies j" s-euer St'ellung­
nahme ~~ den beiden internationalen Instrumenten zug.rucde­
lie~e~de~ mißver3tä~dlichen und t~ders~r.ichlichen A:~e~~-- -
!lehmeroegriff .. SOl.,oll nach Artikel 3 li.~ ... a d.es· tlbereit!.-
~ol:1!%ens als aUGh. nach. AbS'. 2. lit-. a der Empfehlung \drd 
als "k.=beitne.b.meru ;jede mit" Irat"enar'bei~ beschä!tirte 
Person verst~den_ ~ach de~ Wortlau~ dieser ae~fsbe­
~imntm~· könnte daher c:tls "Arb.eitnehmer rt im Simle der 
vorliegenden. Urkunden auch j~de mit Ha!'enarbeit:·. beschä.!­
tigte selbständi~ e~erbsta~ige Person verstand.en werden. 

Das B~desministerium für Finanzen erhebt vom budgetären 
Standn,~ keinen ~dsätzlichen EUn'!and ce~en die Ratifi­
kation der vorliegend.an Instrumente, meldet jedoch zu 

ArtL~el 3.7 des uoereinkommens einen Vorbehalt an, da 
de~s~n FO!.'lnulierung- iM Inter!,retationS't'lege dazu i'~;b~e!l 

knnnte, daß das geltende Recht in di~ser Hinsicht ~icht 
als ~lsreiche!ld an~esehen werden kann. 

~as Amt der Vorarlberger Landesre~e~~g schließlich stellt 
fest, der Nutzen de~ vorliegenden Instrumente sei rür 
Jster=eich ~~r~0~ ""-'- ---ce - , -

.. 

-

.. --
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Eine Gegenü~erstellung der Forderungen des Ubereinkommens 
und der Vorschläge der Emp~ehlungen mit de~ einschlägigen 
österreichischen Vorschri~ten hat folgendes ergeben: 

Sinn und Zweck der vorliegenden Urkunden ist es,. den 
technisch-h1gienisch~ Arbeitsschutz bei der R~enarbeit 
au.f einen internationalen gesetzlichen Mindeststandard 
zu bringen, der den sicl:l aus den lautenden technischen 
Veränderungen ergebenden Anforderungen entspricht. Die 
Bestimmungen der vorl~egenden Instrumente wurden in der 
HauptsaChe für den Arbeitsschutz in Seehäfen konzipiert. 
Sie gelten jedoch in glai~her Yeise für Binnenhäfen. Da 
die ö sterreichischen Vorschri.tten für die Seeschi~fahrt 
auf die Bilinensehiffa.brt keine Anwendung finden und Oster­
.reich lediglich Bi.ml.enllä.ten besitzt, wurden ·be:i. Beurteil~ 
der ErfUllung der vorliegenden Bestimmungen in der Hauptsache die 5ster-, 
reichischen Vorschriften ft1r die Binnenschiffahrt herangezogen. Die öster­
reichischen Vorschriften ft1r die Seeschit'fahrt wurden nur in jenem Umfang 

angetllhrt,. in welchem sie die Best1amungen des vorliegenden Ubereinkoomens 
erttlUen. 

Das Ob ereinko.mmen 

Teil I 
Der Begri~~sbestimmang des Ansdruckes ~enarbeitn im 
Artikel 1 wird derzeit durch § 2~ Abs. 2 Schit'.!ahrtsanlagen­
Verordnung, BG:Bl. Nr. 87/1973, entsprochen. Der Forderung 
des ~. 1 letzter Satz wird durch die in Österreich ge­
gebene P.r:8%is des Bego.tachtwlgsver:f'ahrens Rechnnng ge­
tragen. 

EEinsichtllch der Ausnahmen gemäß Artikel 2 dar! an!' § 37 
Schi.!.!ahrtsanlagen-Verordnung verwiesen werden. Dem_Rati­
fik~ten. obliegt es, derartige Ausnahmen sowie die Grtlnde 
hiefilr in den getnä13 Art. 22 der Verfa.ssung der Internationalen 

- 6 -
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Arbe1.tsorpnisation (vgl. BGB1. Nr .. 22;/1949) zu legenden 
Durch!ührungsberiehten darzulegen. 

Artikel 3 bringt eine Reihe weiterer Begr~f~bestimmungen. 
Der in lit. a ~t~tene Arbeitnahmerbegri!! kann nach 
seinem Wortlaut auch so interpretj.ert werden, daß hierunter 
auch 1Di t ~enarbei t" beschä:Ct1gte selbständig erwerbstätige 
Personen verstanden werden können. Im Zuge der Jnsarbei tung 

des TOrliegenden tlbereinko1ZlllleD.s wurden entsprechende An­
trige' der Regierungen Oste~eichs und Japans, Selbständige 
durch den Gelttmgsbereieh. nicht zu erfassen, von A=bei t­
l1ehmer~ " wi~ auch VOll A=be;tgeberseite abgelehnt. Die Be­
sti.mDrimgen.. des vorliegenden ttbereinkommens lassen diesbe­
zügliche narstellllllgen bzw. Vorbehalte an'äSUch. einer 
lia.tifikaöon D:i.eht zu .. Es ist daher vorsichtshalber davon 
auszugehen, daS ' bei A.uslegung des im Art.. ; 11 t.. a ent-
hal. tenen .Arbei tnehmerbegrit'.ts ~olg&' seiner ausschließlichen 
Bind1ll1g' an. die ausgeübte ~ätigke:lt auch selbständig erwerbs-
tätig& Personen unta: den Geltungsbereich des vorliegenden 
tlberei.nkommens' tallen. 

In: den. li.t". b ' bi.s, d rind Det':1nitionen bezüglich ":tach­
Jmnd~e' .. Personen" t "vera:a:twortliche Personenlt

, "be­
~e Personen" t IlHebezeug" t "Lastan:tnabmem:lttel" und 
"Zugang" enthal.ten. Hinsichtlich des in lit .. h enthaltenen 
Be~.:tes "Schi.tt'- darf aut' § 2 Seen- und ntt.ß-Verkehrs­
ordnung, B<ml. Nr. 163/19'79, § 0.02 Bodensee-SchUtahrts­
Ordmmg, BGl31. lir. 9;/1976, § 1.01 VasserstraBen-Ver­
kehrsordm1ng, BG»l. lir. 259/1971 i.d.H. der Verordunng 
BGl31. lir. 162/1979, verwiesen werden. 

Bezüglich der ~eeschlffahrt darf auf die in § 2 Seeschiffahrts­
gesetz, BGB1.Nr. 174/1981, und auf die in § 2 Seeschif.fahrts­
Verordnung, BGB1.Nr. 189/1981, enthaltene Definition des 
Begriffes "Schiff" verwiesen werden. 

- 7 -
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Teil II 

De!l Forder"..lllge.'J. des Artikel 4 nactl Scl:1[1.ffU!lr-:" von. geeig­

neten Arbei tnehmersci:lutzbestim~gen ~,!irci d1.1.:r:'ch die dies­

bezUr.lichen Vorschriften des Schiffahrtso.nla['enc;esetzes, 

DGB1. Nr. 12/1973, der Schiffahrtsanla~e~~Verordnung, 

der Wasserstraßen-Verkehrsordnung, der Schiffahrtsbe­
triebsordnung sowie des Arbeitnehmerschutzgesetzes auf 
dem Gebiete der Binnenschiffahrt entsprochen. Da es sich hier 
um ins einzelne gehende Maßnahmen des technisch-hygienis~hen 
Arbeitnehmerschutzes handelt, wird von einer detaillierten 
Aufzählung Abstand genommen. 

TI , k-' ' 1 '''I... " "1 - .. n ..... l.!.' • :Lp. ?~'a_ ",la~,le l..'ttrC,HP lrtu:.; Cler p-eT11?·,) .4.rI... ' li.C~. 

G'=!'Zch.I·ü~hsnen Bestir'lT!Tunp;en ist durch die gegebene 

lage ::lo\</ie durcil die in Österreich. auf c'3t1 Gebiet 

1 VOT'­

ReciJ:ts­

.ies 

'Arbei tneh::xerschutzes aerrschende Fra.~ s "..ro ~l ~e~'/äh,t'­

lei~t;ct. 

Die österreichischen Vorschriften betreffend die Seeschiff­
fahrt entsprechen ebenfalls den Forderungen des Art.4, so­
weit dieser auf die österreichischen Verhältnisse Anwendung 
fi~det (vgl. Teil ~ und § 172 Seeschiffahrts-Verordnung).,' 

Beziir;lich der gemäß Artikel 5 Abs. 1 Zl1 iibertra~e~den 

Ver!lnt""!Ortunp.; f:.lr die Ein.h~ltung der in ~t. 4 Abs. 1 

e~l~hnten Maßnahme~ auf beGtim~te Persone~ ist auf die 

§§ 3Z'Utid 33 Schiff~rtspolizeigesetz, EGEl. Nr. 91/1971 
i.d.F. des ~undesgesetzes BGEl. Nr. 103/1979, sowie auf 

~1J~5 Wasserstraßen-Verkehrsordnung, EGBl. Nr. 259/1971 
i.d.F.c.er Ve!"ordnunr.; EGBl. Nr. 162/1979, zu vert·reisen • . -
~as' die im Begutachtungsverfahren zu dieser Bestimmung 

geäußerten Befiirchtung het~ifft, da8 sie zulasse, unter' 

Umstpnden ~;beitnehmer haftbar zu machen, die vom Ar­
bei tl":eber oh...1'1e entsur'echenCi e Grunäla~e in Ausbildung 

und PraJ:is zur Aufsicht bestimMt" "rerd€n, ~o scheint 

, ihr durch die oa. Vorschrifte!l. jede G!'ll!lä..la~c entzogen. 
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Auf dem Gebiet der Seeschiffahrt bestimmt § 122 Seeschifrahrts­
Vero.rdnun&, daß sich während . der' gesamten t.ade- und t.öseh-
zeit entweder der Kapitän oder eine von ihm beauftragte 
Person an Bord zu befinden hat, Ruder und Ausguck in Fahrt 
bei schlechter Sicht mit ge~chulten Personen besetzt sein 
~ssen un~ sich ~er wachha~ende Qf~1z1er auf der ?rUcke 
aufzuhalten hat. Den Forderungen des Art. 5 Abs~l wird hiedurch · 
Jedoch nur zum Teil Genüge getan • 

. Der ~oT.derung des Artikel ~ Ab3. 2 ist durch § 18 Abs. 2 ' 
Arbeitnehme!"schntzgesetz (ASchG), BGB1. lire 234/1972, 
entsprochen. 

Den im Artik~l (; Abs. 1 enthaltenen l!'orderu.r-een irl=C. 
so'tllob.l durch § 19 ASchG als auch durch. § 10R All$emei:a.e 

Diez:stnshme!"sc1111tzverordnunp;, BGB1. lire 2f:;:;/1951 i.d.g.F .. ·. 
RechnUD.lS' r;etT'ae;on. 

Art.6 Aba.l lit.a wird durch § 131 Seeschiffahrts-Verordnung 
teilweise erfüllt, wonach Arbeitnehmer an Maschinen, deren 
Bedienung oder. Instandhaltung ihnen nicht ob11egt~ nicht 
hantieren · dQr~en. 

Artikel 6 Abs. 2 ist durch § 97 Abs-. 1 Z. 8 ArbVG 'im' 

Zusammenbalt mit de. §§ 33, 34 Abs. 1 und 134 Abs. 2 
ArbVG er~tlllt, da über MaSnabmeJ; und Einrichtungen zur 
Verhütung von Unfällen und BerutSkrankheiten sowie üoer 
Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit der Arbeitn'ehmer 
Betriebsvereinbarungen abgeschlossen werden können. 
Vas die in diesem Zusammenhang erwähnten Arbeitsschutz­
ausschüsse betri.t~t, so dar~ ~ die BelZlerktmgen zu 
Art. 37 des vorliegenden Ubereinko1Jl1J1ens verwiesen werden. 

- 9 -
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Artikel 7 Abs.. 1 kann durch die herrschende Praxis, ins­
besondere durch das der Erlassnng von gesetzlichen Vor­
schriften vorangehende Begutachtultgsverfahren, als voll 
erfüll~ angesehen werden. 

Der Forderung des Artikel 7 Abs. 2 wird durch die §§ 3 
Abs. 2 bis· 4, 5 Abs. 5 und 14 Abs. 1 Verkehrs-Arbe:i~s­
inspelttj.ollsgesetz ~ BGBl.. Nr .. 99/1952, vol~ Rechnung ge- . 
tragen. 

T&i1 III 

Artikel 8 sieh~ zar Autrechterhaltnng der Sicherheit am 
Arbei tsplatz die Ergreifung wirksamer Maßnahmen . ein­
schlieBiich Einstellung ·der Arbeit vor. Insowe±t die 
hier vorgeschlagenen Maßnahmen gemäß den gesetzlichen 
Besti.lJmrt+ngen VOlll Arbeitgeber (§ 18 Abs. 5 ASchG) bzw .. 
durch behördliche Ve=filgtJ.:ilg (§~·28 ASqhG) zu. treffen sind, 
ist" dieser Artikel &rfüllt. Sollte jedoCh aus de: im vor­
liegenden Artikel ~gez~ten Maßnahmen e~ subjektives 
Recht der Arbeitnehmer a~ Einstellung der Arbeit abge-· 
leitet' werden,. kann d±eser Al:tikel als nicht zur Gänze 
er:ftill:t;:· angesehen werden,. da die österreichisehen Vor­
sChriften ant dem Gebiet des Arbeitnehmerscbutzes·den 
J.rbe:i:~llehmern derartige Rechte nicht ·einräumen. 

Hinr-i chti·ieh Artikel " Ahs. ·1 darf auf Y· 25 Abs. 2 und 
F.n.l.f § 29 Schiffa.hrtsnnlap;en-Verordnune so~;ie· auf § 11 

AI1F'"f.'meine Dienstnehmersebutzverordnung ve~.,iesen '11erden . , 
die eine ents~reehende Beleuehtung· der Arbeits~lät~e vor­
schreiben. 

Ähnliche und zum Teil darüber hinausgehende Bestimmungen .. 
enthalten die §§ 87 und 127 Abs.5 und 6 Seeschiffahrts­
Verordnung. 

- 10 -
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Eine dem Artikel q Aüs. ? entsurechende Eennzeichnun~s-=-==;";;;;"-' . 
"fl icht v'on tiindernisseu enthäl"C u~ .• § 2~ Ab~ •. 1 Allgemeine 
Di ~.~~ ;.nehlil-=tt"schutz'Trerorc.nu:::1r,. Dar~ber hinttus schreibt 

§ 3 Abr.. 3 AßchG 'Vor, für eine t,larnbeleuchtuna: frir Ge­
fe-hresnstellen vorzusorgen, ,sofern es der Schutz des Lebens 
lInd der Gesundheit der .Arbei tnehmer erfordert. 

Artikel 10 Abs. 1 ist durch § 25 Abs.1 und 3 Schit'fahrtsanlagen-Verordnung 

fUr die Binnenschiffahrt ermllt. Nach diesen 8estiJmmmgen müssen 
Zug~n~e zu Arbeits~l"men a~ Le~d oder an Bord~- die von . 

l~beitnehmern ~e~elmn~i~ b~~ützt werden, sowie Arbeits-
, •• +- L - 't R" 1 ' .. f· . S' h . 't - A_ p_iLze ~.n ~a ~~. ~lC1CS~C~ v au a.~e ~c_. er!!9l. a.er .fi.L"-

beitnehmer instundeehalten werden, unä hat das Stapeln 
,ron GHtern arn U.rer im. Bere~ eh von Land1.lngs-ple.tzen derart 

zu eriolgen, daß Verkehrsw~~e zu den Zuc~n~en zu ~asser­

'!ab.r::cugen "ron allen Hinde"'~issen f:!:"eigehal tel! werden. 

Die in § 126 Seeschiffahrts-Verordnung enthaltenen Vor­

schriften betreffend die Deckslast tragen den Forderungen 

des Art.lO Abs.~ nur zum Teil Rechnung. 

Hinsichtlich Artikel 10 Abs.2 1st im Bereich der Binnenschiffahrt auf § 33 Abs.3 

Sch1f"fahrtsanlagen-Verordnung zu verweisen, wonach durCh geeignete Maß-

nahm~n dafil:r' zu sorgen ist, daß zefährliche Arbei tsver-
fahren beim Auf- und Abstaneln, St~uen und Umstauen der 

. rJad.un~ und bei den damit zusammenhängenden Vorgängen ver­
mieden. werden. 

Hinsichtlich Artikel 11 darf 1m Bereich der Binnenschiffahrt auf § 25 Abs.3 

und 4 Sch1ffahrtsanlagen-Verordnung sowie auf" § 22 Allgemeine Dienst­
ILehmerschutzverordnung ve~Niesen werden. Getrennte Ver-
kehrswege für ]'nS~i:i.n~er sind nach den derzeitigen Be­
sti;!JU!-.lnr.;en nicht vor~esehen. Derartip.:e Verkehrswege werden 
"abe'!' auch' vom tJr.ereinkommen nur für den Fall der r~otwendig-
·l:e·i t ~.l.nd der Durchführbarkei t vor~eschri~iJen. 

- 11 -
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§ 91 Seeschiffahrts-Verordnung beinhaltet ins einzelne gehende eestilImungen 

Uber Art und Bau von Treppen, TUren, Re1ingstreppen, Verkehrs- und 

Fluchtwegen. 

Im Zusammenhang mit Artikel 12 ist a.ut di e §§ 48 und 49 
All.gemeine Dienstnehmerschutzverordnung zu verwEisen. 
Diese Besti.mmtmgen. tret.t"en ausreichende Regelungen' über 
J'euerlöschm:ittel und Feuerlöschgeräte sowie über Brand­
alarmei.nrichtungen. 

Bezüglich Artikel 13 Abs. 1 und 2 ist auf die entsprechenden 
Bestimmungen der Allgemeinen Dienstnenme~schutzverordaung 
zu verweisen,. wonach U&. im Betrieb verwendete' Apparate, 
maschinelle Einrichtung n und sOl1Stige Geräte hinsicht­
liCh ihrer Baaweise den anerkannt~ Regeln der Technik 
und den. A.n:torderungen der Unfall verhütung , insbesondere 
den sie betreffenden besonderen Sicherheitsvorschriften 
soldS' allfälligen besonde~en. gesetzlichen Vorsch:r:i:tten 
entsprechen wssen. tlberdieS' müssen. Schutzvorrichtungen 
an den Gefahrenstellen ausreichenden Schutz gewähren, 
genügend widerstandsfähig und sicher, 1>etestigt sein • 
.Ted. nicht d'urch Mel1Sehenlcr~t- angetriebene- .Arbei.tsma­
scbine mua. tfIr sich all.ein. ingangz.asetzen =.cl abzustellen 
sein. Derartige Vorrichtungen müssen leicht und getahrlcs 
zu betitigen sein, ' sicher wirken und' dürfen ein unbeab­
sichtigtes Ingangsetzen nicht zulassen. 

Bezilgllch .Artikel 13 .A.bs. 3 bis Z bestilll1Dt die · lllgemeine 
Dienstnehmer schutzverordtmn g , daß Schutzvorrich~n, 

die bei Stillstand der Maschine tür einen bestimmten Zweck 
vorübergehend entternt werden lIlÜssen, wieder anzubringen 
sind, ;j·edentall.s. aber vor dem Ingangsetzen der Maschine • 

• 
Xönnen an Arbeitsmasehinen bestimmte Arbeitsvorgänge 
;ms teelm:tschen· Gi-anc!.!.h xm; 'da:c:in . .-usg"tUhrt· wer~eJ1,. WeJ:l.n · 
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Sehutzvorrichtungen ganz oder teilweise entfernt oder 
außer Yirks'amke~t gesetzt worden sind, so darf nach Be­
endigung dieser ArbeitsVorgänge erst dann weitergearbeitet 
werden, wenn die Schutzvorrichtwlgen wieder angebracht oder 
wirksam gemacht worden sind. Die Schutzvorr1chtungen dü:fen 
nur üöer Weisung des Betriebsinhabers entfernt werden, 
der-vor Ausführung dieser Arbeiten für andere geeignete 
Schut,Z1Da~nahmen zu sorgen hat. Bei abne~mbaren Schutz­

vorrichtungen soll durch einen Farbanstrich,. der bei 
abgenommener Schut.zvo~chtung sichtbar wird, au:r die 
Getahrenstelle hingewiesen werden. Reinigungs- und In­
standhaltwlgsarbeiten dürfen bei lau:renden Maschinen nur 
dann durchgef~ werdeI4 wenn dies ohne Gefahr möglich 
1st~ Soweit solche Arbeiten nur bei Stillstand der Ma­
schine durchgeführt werden dürfen, ist ein vorzeitiges, 
unbeabsichtigtes oder irrtü~iches Ingangsetzen der 
Maschine durch entspreChende MaJ3nabmen zu verhindern. 

Art. 13 Abs. 1 wird weiters durch die §§ 99 und 100 

Seeschiffahrts-Verordnung erfüllt, Art.13 Abs. 3 durch die 
§§ 129 bis 131. Diese Bestimmungen sehen für den Bereich 
des, Seeschi~fahrtsreahtes entsprechende Sahutzmaßnahmen vor. 

J:r.tikel 14 1st durch. die VorsehrUt des § 27 Abs., 1 
A:11gemeine Dienstnehmerschutzvero:t'Önnng er:!ül.l t, wonach 
erektrische· Anlagen naeh den jeweils ge~tend~ Vorschriften 
für cl.:Le El~o'tecbnik zu errichten, i.n.standzuhal.ten und 
zu betreiben sind. Gemäß § 4 Maschinen-Schutzvorrl.c:htungs­
verordnun.g, 'BGJ3l. Nr. 43/1961, müssen Elektromaschin.en 
den Vorschriften für die Elektrotechnik entsprechen. 

FUr den Bereich der Seeschiffahrt wird Art~ 14 durch die 
, sehr ausfUhrlichen Bestimmungen des § 113 Seeschiffahrts-Ver­
ordnung erfüllt. 
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Der Forderung des Artikel 15 ist im Bereich der Binnenschiffahrt durch die 

§§ 25 und 33 Abs. 7 Schiffahrtsanfg'en-Verordnung entsprochen. Nach 

diesen. Bestimmungen sind Zugänge ~ Arbeitsplätzen an Land 
oder an Bord mit Rücksicht auf die Sicherheit der Arbeit­
nehmer instandzuhalten. Gefahrenstellen auf Zugängen 
sind durch Geländer und Fußleisten gegen Absturz zu sichern. 
La.~ste~e Ulld Ladebrücken, die zum. Be- oder Entladen 
dienen, müssen genügend breit und so stark oder so unter­
stützt sein, daS bei ihrer Benützung ein Brechen, Kippen, 
Abgleiten oder stärkeres Schwanken ausgeschlossen ist. 
Sofern die Breite derartiger Laufstege und Ladebrücken 
weniger als 1,20 m ben-ägt, müssen sie an beiden Seiten 
durch Geländer gesichert sein. Darüber h; naus müssen 
gemäß § 26 Abs. 1 leg.cit. zur Zeit des Zu- Ulld Abganges 
der Arbeitnehmer ~ichere Verbindungseinrichtungen ~ 
Ufer und.: zwischen den Fab..rzeugen vorhanden sein, wenn 
~ Durchführung von Arbeiten ein Fahrzeug am Ufer oder 
Bord an .. Bord an einem anderen Fabrzeug liegt. 

Artikel 16 Abs. 1 ist im Bereich der Binnenschiffahrt durch die VorschM.ft 

des § 27 -Schiffahrtsan$n-Verordnung erfUllt, wonach eine gefahrlose 

13e.!erckrung r-:e\vnhrleistet werden muß, falls !lieh Ä"r-bei t­
ne~mer Z~ Arbeiten auf dem Wasserwege auf ein Fahrzeug oder 

Z1.1ritck begeben. Fiir den Transport der c-bei tnehme= dürfen 

nur 501che Fahrzeu~e verwendet \-Terden, die entweder zur 
Ausrii;.tun~ eines Fahrzeuges gehören oder für die gewerbs­
rnäl~iFe Eeförderung von Personen zueele.ssen sind. Jedenfalls 
!:P.1S f;ir .j eden zu befördernden Arbei tneb.mer ein· Re~tungs­

~e~~n~tar-d an Bord sein. 

Hinsichtlich Artikel 16 Aas. 2 sieht § 5 Abs. 1 ASchG vor, 

daß 'Iransnort- oder Verkehrsmittel dem Stand der Technik 
entsprechend derart ausgebildet oder sonst wirksam ge­
Gich~rt sein v,nd auch so verwendet werden mUssen, daß ein 

mÖf,:.ichst r,rirksamer Schutz des Lebens und der Gesundhei t 

der Arbeitnehmer erreicht i·drd. 
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In Entsprechung de~ Art. 15 und 16 enthält § 93 Seeschiffahrts­

Verordnung ausführliche und umfangreiche Bestimmungen betreffend 

die Unfallsicherheit und des einwandfreien Zustandes der Zugänge 

zum Schiff. 

8ezUglich der in Artikel 11 Abs. 1 genannten Zugänge zum Laderatml oder Lade­

deck eines Schiffes bestiIrmt 1m Bereich der Blnnenschiffahrt § 26 Abs. 2 

Sch iffap_\:'tsanI agen-Verordnung, daß Zugmge zu den Fahr-
zeur;en ans eine!!l Laufsteg oder einer ähl::.lichC!l Einrichtung 
bzw. einer Leiter zu bestehen haben. Derartige La~stege 
ilRbAn eine bestimm~e Mindestbreite auf~~~eisen und müssen 
beic1.€'t"sci ts mit einem Gel:inder versehen sein; Leitern 
~is~~n genügend lang und f~st und gut gesichert .sein. 

oie asterreichischen Rechtsvorschr1ften auf dem Gebiet der Blnnenschit'fahrt 

enthalten jedoch keine dem Artikel 11 Abs. 2 und 3 vergleichbare 8estilI!mmgen. 
. .. 

lJA!lll auch in der FraY.is davon auszugehen ist, daß diesen 
Forclerun.~en durch entsprechende VerfügunQ"~n des Verkehrs­
Arbp'jtsins~ektorates sowie durch zusätzlicne innerbetrieb­
lich~ Sicherhei tsvorschrii ten Geniige getD.!l. t·:ird, ist 
dennoch fest~alten~ daß entsprechende ~esetzliche Be­
stiMlitUngell derzeit nicht existieren. 

Aur dem Gebiet der Seesch1ffahrt ist Art I 11 durch. die 8estiIrmungen des § U6 

Seesch:i1"fahrts-Verordnung betreffend Raumleitern in ausreichender Weise 

ermUt. 
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Hinsichtlich Artikel ·18 bestinmt im Bereich der Binnenschiffahrt § 30 Schiff­

fahrtsanl8en-verordnung, daß Lukendeckel weder zum Aufbau von Lade-

bii.1iDE"o auf dem Deck oder in Laderäumen noch :u anderen 
Z~,ecken verw~ndet v/erden diit'"fen, bei denen sie beschääi~J:t 

werden könnten. Gemäß § 4 Abs. 5 der Anla~e Azur Schiffs­

~atenT.verordnung, EGEL. Nr. 120/1936, i.d.F. der Bundes­
ge-set;ze EGEl. :L~r •. 90/1971 u.nd· 535/1978, müssen Lukendeekel 
~o ;:-~haut oder mit solchen Vorrichtungen ve.r~ea.p.n sein, 

daß ihr f.efahrlos~s Aufle~e!l und Entfernen ge,-!änrleistet 
ist. SiF! mHssen, \'1enn sie nicht durch gleichgebaute Luken­

deckel d~s Schiffes ausgetauscht werden können, dp.~art 

bezeir.nnet sein, daß ihre Ver't.,rechslung oder unrichtige 
An·oringung alls'!eschlossen i.st. Die Bestimmungen des Ar-

tikel 18 Abs. 2, 4 und 5, ror die sich in den österreichischen Rechts­

vorschriften auf dem Gebiete der Binnenschiffahrt keine adäquaten Vor­

schriften finden, können in der Praxis durch entsprechende VerfUgungen 

des Verkehrsarbeitsinspektorates erruUt werden. 

Für den Bereich des Seeschiffahrtsrechtes enthalten die §§ 94 
bis 96 und 121 Seeschiffahrts-Verordnung lediglich dem Art.18 

Abs.l und 2 entsprechende Bestimmungen. 

Artikel 19 ist 1m Bereich der· Binnenschiffahrt durch § 28 sChiffahrtsanlagen­

Verordnung teilweise ert"UUt. Während des Aufenthaltes von Arbeitnehmern 

zu Arbeiten an Bore;. VOD. Fa"!"'.rzeugen miissen alle ihnen zu­

r;~.nflichell Ladelukeh en"twede:- durch eil! Geländer gesichert 
oder zuverlässic; verschlos~en sein, solanr--e sie nicht für 
den Durchganc von Ladung b~nutzt werden. Dies gilt jedoch 
nur für Ladeluken zu Räumen, die vom Deck bis zum Boden 

des Re.untes gemessen mehr als 1 m tief und nicf1t mit einem 
Bü.ll von mindestens 0,75 m nöhe umgeben sind. Bei kurzen 
Aroei tsunterbrechungen, wie während der r·ri ttagspause, kann 

n.ie Sicherun~ durch. Gelilnd-::r'odor das Verschließen der Luken 
unterbleiben. SO':lei t mör:lich, sind auc~l o..lle anderen fHr 
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-4.rbei tnehmer ~efehrlichen vf!nungen des Decks zu schließen 

oder unfallsicher zu Uberciecken. Die Beau.ftra~~ einer 
'tfE?rsr.t't-lort1 -Lcben Person mi t der DUT'chfflhrune; dieser Maß­
nahmen ist in gesetzlichen Bestimmungen rur die Binnenschiffahrt derzeit 

nicht vorgesehen. 

Aue dem Gebiet des Seeschifeahrtsrechtes enthalten die Bestim­
mungen der §§ 95 und 127 Seeschiffahr.ts-V'erordnung ausreichende 
V'orschrieten. Doch ist auch in diesen V'orschrieten die Beaue­
tragung einer verantwortlichen Person mit der DurchfUhrung dieser 
Maßnahmen nicht vorgesehen. 

Soweit· der Forderung des Artikel 20 Ahs. 1 nicht bereits 
durch die der~eitigen Arbeitnehmerschutzvorschriften Rechnung 
getragen wird, können durch A~lagen seitens des Ver~s­
Arbeitsins~ektorates die erforderlichen Maßnahmen vorge­
schrieben werden. 

Weiters enthält § 124 Seeschiffahrts-V'erordnung detaillierte 
Bestimmungen.betreffend das Laden und Löschen. 

Artikel 20 Abs. 2 ~ durch § ;; Abs .. 4 Sc:h:i:!!ahrtsanlagen­
Verord.n1mg er!ül.l1:, wonach vor Aut=ashme .der. Arbei.t an 

einer Luke die- Lukenbal.ken zu entfernen oder gegen Lage­
veränderungen zu sichern sind. 

Dem Artikel 20 Abs. 3 wird durch die Besti.mmungen der §§ 15 
und 1·6 Allgellleine Dienst'.l1ehmerschutzverord.n1mg Rechnung ge­
tragen. Diese Gesetzesstellen schreiben die Absaugung und 
Ablei~ von Luft sowie die Belüftung von Arbeitsräumen 
detailliert vor. 
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Die §§ 88, 137 und 138 Seeschiffahrts-Verordnung enthalten in 
Erfüllung dieser Forderung ausreichende Bestimmungen über 
Lüftung und Heizung; über Ladungen, die zur Selbsterhitzung nei­
gen oder gefährliche Gase oder Dämpfe abgeben können; sowie über 
Arbeiten in gefährlichen Räumen, Lade- und Lagerräumen. 

Hinsichtlich Artikel 20 Abs.4 bestimmt im Bereich der Binnen­
schiffahrt § 33 Abs.5 Schiffahrtsanlagen-Verordnung, daß bei 
Arbeiten mit Kohle oder anderen Massengütern durch geeignete 
Vorkehrungen dafür zu sorgen ist, daß die Arbeitnehmer die 
Schiffsräume und das Zwischendeck leicht und gefahrlos verlassen 
können • 

. Die Artikel 21,22 und 23 werden 1m Bereich der Binnenschiffahrt durch die 
§§.31 und 32 Schirfahrtsanlagen-Verordnung voll erruUt, welche hin­

sientliCh der Hebezeuge und dem Zubehör sowie hinsient-
lieh der Bedienung der Hebezeuge detaillierte Vorschri~ten 
enthalten. Y'eiters enthält § 93 Allgemeine Dienstneh.mer­
schutzverordmmg ins einzelne gehende Vorschri~ten ~oer 
Lasthebemaschinen... Gemäß § 93 Ab s.. 3 und 4- leg. ci t. 1rt 
neben der ÄbTJahmeprüftm,g von Lasthebemaschinen eine all­
jährliche' Betriebssieherheitsprdfung vorgesehen. Abnahme­
prüfungen sind vor Inbetriebnahme sowie nach gröBeren 
Instandsetzungen oder wesentlichen Änderungen vorgesehen. 
Ober die l?rü!ungen sind Vormerke zu führen. 

Hinsichtlich Artikel 24 bestimmt im BE!reich der Binnenschiffahrt § 31 Abs. 1 
lit.a Schiff~tsanlagen-Verordnung, daß bewegliche Geräte (z.B. 
Ketren, Drahtseile, Rinee, Haken) von einer fachkundigen 
Ee:-son nac!l'l/eisbar in Abst~nden von höchstens drei Monaten 
A.u.f' ihran betriabssicheren Zustand zu kontrollieren. sind. 
Gemti R ~:! q5 Ab::;. 5 letzter Sat~ AllGemei.ne Dienstnehmerschutz­
"·erol·ünun~ sinn ni~ht bet'!"icbssichere AnhHn~e- und Be":' 
fe:-;ti~llrursrni ttel yon der 't·:ei teren Benütz;ung auszuschlie!~en. 
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Auf dem Gebiet des Seeschiffahrtsrechtes werden die Art.21 bis 24 
durch die. Bestimmungen der §§ 105, 106, 124 und 125 erfüllt, 
welche detaillierte Vorschriften über Krane, Winden und sonstige 
Hebezeuge, über das Ladegeschirr, Uber das Laden und LOschen 
sowie über lautendes und stehendes Gut enthalten. 

In Entsprechung von Artikel 25 Abs. 1 bestimmt $I ~ Abs. 4 
ASchG, daß über derartige Prü!ungen VOr.!lerke zu rühren und 

im Betrieb bzw. an ~er Ar~eitsstelle aufzubewahren sind. 

Für .den Berei~h des Seeschittahrtsrechtes bestimmt § 106 Abs.l . 
Seeschiffahrts-Verordnung, daß Bescheinigungen über die Prüfung 
des Ladegeschirrs an Bord aufzubewahren sind. Weiters sind 
gemäß § 105 Abs.5 leg.cit. die für Maschinenanlagen bestimmten 
Hebezeuge und Tragmittel mindestens einmal jährlich zu über­
prüfen. Das Prütungsergebnis ist in das Maschinentagebuoh ei~­
zutragen. MaschinentagebUcher sind gemäß § 170 Abs.l leg.cit. 
an Bord mitzuführen. 
Verzeiclmisse,.· die den Forderungen des Artikel 25 Abe. 
2 ~~d , ents:r?rcchen~. werden derzeit mcll,. r;e!illlrt. 

Bes1 immun[!;en ~fber eine geP.'snseitige Anerkennung im ötnne 
des A.:z:tikel 26 Abs. 1 bestehen für den Bereich der öster-. . 
reichischen Binnenscbitfahrt derzeit nicht. 

Im Bereich des Seeschittahrtsrechtes ist Art.26 Abs.l lit.a durch 

die- in . den: iS· 105 Abs.5'· ~nd 106 SeeseniffahHs-·Ver()l'dn~n8' ge­
nannten Klassitikationsgesellschatten und deren Befugnisse er­
tullt. Gegenseitigkeitsvereinbarungen im Sinne des Art.26 Abs.l 
lit.b bestehen auch in diesem Bereich derzeit nicht. 

Die Verwendung von Hebezeugen, Lastaufnahmemitteln oder sonstigen 
Umschlaggeräten wird in den F.ällen des Artikel 26 Abs. 2 
im Bereich der Binnenschiffahrt mittels behördlicher Verfügung 
seitens der zuständigen Arbeitsinspektion untersagt. 
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Hi n~ichtJ.ich del~ Artikel 2'': bis 21 sowie J.,..tikel 32 Abs. 

1 u~d 2 enth:ll tan die östprreichischen Vorschriften fHr 

die Tlinl"l.enschiffnhrt keine vere;leichbaren Be:::;timmune;en. 

Art.27 Abs.l und 3 wird im Bereich des Seeschiffahrtsrechtes 
durch § 105 Abs. 2 Seeschiffahrts-Verordnung erfUllt, wonach 
an den Hebezeugen ein Schild mit der Angabe des Herstellers, 
des Baujahres und der höchstzulässigen Tragkraft anzubringen 
ist. 

Hinsichtlich Art.32 Abs.l und 2 ist ferner festzuhalten, daß 
die in Betracht kommende Empfehlung der IMCO von österreich 
b~sher nicht angenommen wurde. 

Hi~s1ch~lich Artikel 32 Abs. 3 bis; enthalten. die §§ 

; bi~ 5 l~chG ausreichende Bestim~nge~. So ist ua. für 

qi.r'lP ausreichende Zufuhr frische!' und Abfuhr 1Teräorbener 
oder verunreinigter Luf~ Vorsorge zu treifen und die 
Verwendung b~stimmter Arbei tss~offe oder .dit:) .~wendupg 

beStimmter Arbe~~sverfahren untersa~ werden, solern 
de~ Arbeitserfolg auch ~~ ander~ Arbeitsstollen oder 
nach anderen Arbe~tsverfahren·mi~ eine~ange~essenen 
Aufwand erreicht werden kann. Das Einstellen der Arbeit 
und das in Sicherheit bringen der betroffenen Arbeitnehmer 
erfolgt a~ Grund betriebsinterner Sicherhei tsvorschri.!ten •. 

Im Bereich des Seeschiffahrtsrechtes werden die Abs.4 und 5 
dieses Artikels durch die entsprechenden Bestimmungen des 
§ 138 Seeschiffahrts-Verordnung erfUllt. 
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In Ent~rechung des Artikel 33 bestimmt § 6 ADs. 1 ASchG, 
daS Arbeitsvorgänge und Arbeitsverfahren so vorbereitet, 
gestaltet und durehge!ührt werden müssen. daß ein möglichst 
wirksamer Schutz des Lebens und der Gesandheit der Arbeit­
nehmer erreicht wird. Gemäß § 42 Abs. 2 Allgemeine Dienst­
nehmerschutzverordmmg sind den Dienstnehmern für Arbei ten t 

. bei denen durch. Lärmeinwirktmg eine gesundheitliche Schädi­
gung der Hörorgane ~ erwarten ist, geeignete Gehörschutz­

mittel. zur. Verfügung zu stellen • 

. 
Weiters sind gemäß § 90 Seeschiffahrts-Verordnung Lärm 
und Erschütterungen, die durch Maschinenanlagen hervorgerufen 
werden, nach Möglichkeit so weit herabzusetzen, daß die 
Arbeitnehmer bei ihrer Tätigkeit und in den Quartierräumen 
weder übermäßig beeinträchtigt noch in ihre~ Gesundheit 
gefährdet werden. 

Artikel 34- ist" durch. d:i.e Bes'timmw:l.gen des § 11 ASchG (Vor­

schrUten über Schutzausrüstung und. Arbei tskleid'1lIlg) im 

Zusammenhalt mi.t den §§ 17 Abs. 1 und 19 Abs-. 1 und 2 
ASchG voll erfüllt" .. 

Ferne~ enthalten die §§ 141 bis 144 Seeschiffahrts-Verordnung 

detaillierte .vorsc~rirten üb!!r SChutzkleidung, über den 
Schutz der Augen und der Atmungsorgane sowie über Sicherheits­
gUrtel und Rettungswesen. Rettungswesten, Atemschutzgeräte, 
Schutzbrillen sowie sonstige SChutzkleidung sind den Arbeit­
r.ehmern zur Verfügung zu stellen. Vorschriften, die den Abs.2 
und 3 dieses Artikels entsprechen, bestehen im österreichischen 
Seeschiffahrtsrecht derzeit nicht. 
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Artike-l i5 ist durch die Vorschri.ft des § 1; ASchG über 
die Vorsorge für erste Hilfeleis~ erfüllt. 

Artikel 36 ist durch die Bestimmungen des § 8 ASchG iiber 
die gesundheitliche Eignung der Arbeitnahmer sowie durch . . . ~ 

die Bestimmungen des § 18 Verkehrs-ArbIG über die Verschwiegenheitspflicht 

der Arbeitsinspektoren hinsichtlich der Binnenschiffahrt erfüllt. 

Die Forderungen dieses Artikels sind im Bereich des österreichi­

schen Seeschiffahrtsrechtes auf Grund des Teiles L der- Sees'chiff­

fahr-ts-Ver-or-dnung über die är-ztliche Unter-suchung (§§ 189 bis 

193) lediglich hinsichtlich der- Schiff~besatzung er-füllt. 

Vas die Forderungen von. Artikel 37 betri.fft~ so sehen 
die Bestimmungen. der §§ 20 bis 2; ASchG Sicherheitsvertrauens­
personen, sicherheitstechnische sowie betriebsärztliche 
Dienste sowie Sicherheitsausschüsse vor .. !rahere Regelungen 
enthä~t die Verordnung über Einrichtungen in den Betriebell. 

für die Durchführung des Arbeitnehmerschutzes, EGEl •. 
Nr. 253/1973, insbesondere hinsichtlich der Zahl, der-
Aufgaben und der Zusammensetzung der oa. Einrichtungen. 
Auf Grund dieser Regelungen ist Art. 37 jedoch nur bei 
Bestehen von Sicherheitsausschüssen erfüllt. Art. 37 ist 
in all jenen Häfen nicht erfüllt, in denen a~ Grund der 
oa. Vorschriften Sichen.hei tsaus'schüsse nicht zu errichten. 
siIld. 

Artikel 38 Abs. 1.ist durch die österreichischen Arbeit­
nehmerschutzvorschri.ften, die entsprechende Untenr.isungen 
vorsehen (vgl. § 9 !SchG), erfüllt. 
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Was die Forderungen von Artlkel 38 Abs.2 betrifft, so bestiIrmt im Bereich der 

Binnenschiffahrt § 32 Schiffahrtsanlagen-Verordnung, daß zur Führung 

von Rebezeugen und sonstigen Be!örderungsgerät~ nur !ach­
k:tmdige und verläBllche Personen herangezogen werden dürfen. 
A.u.t Grund des Verzeichnisses der gemäß § 2; Acs. 2 L1EG für 
Jugendli~e verbotenen Betriebe und Arbe~ten dürfen Jugend­
liche - d.s. lfinderjährige, die zwar nicht mehr- als Kinder 
gelten, aber das 18. LebenSjahr noch nicht vollendet haben -
zu Arbeiten als Führer von Fahrzeugen, Kranen und Baggern 
nicht herangezogen ~erden. 

Artikel 39 ist durch die derzeit in Gel~ stehenden 
sozialversieherungsreehtlichen Regelungen über Anzeigen 
von Arbeitsunfällen und Beru:!skrankheit~ sowie durch 
§ 15 Abs. 2 und 3 Verkanrs-ArbIG-er!üllt. 

Artikel 40 ist im Bereich der Binnenschiffahrt durch die umfangreichen 

Best1Irmungen des § 14 ASchG betreffend Trinkwasser, Waschgelegenheiten , 

-Aborte 0l1d UlDkleideräume erfüllt.- Ergänzend schreibt 
§ 1; Abs .. 8 Sch.i.ffabrtsanlagengesetz die Verfügbarkeit 
von h1gienisch einwandfreiem Trinkwasser sowie- die Errichtung 
und Erhaltung von. geeigneten Sanitäreil2rich:l(:u.ngen !ür die 
Schi.f:!sbesat~en vor. Diese Aufgaben obliegen der Hafen­
_:verwal~. 

Teil IV 

Hinsichtlich Artikel 41 ist im Bereich der Binnenschiffahrt auf das -

Verkehrs-ArbIG sowie auf das ASchG zu verweisen, welche entspre­

chende Bestimmungen enthalten. 

Fristen gemäß Artikel 42 sind in der österreichischen Rechtsord­

nung derzeit nicht enthalten. 

- 23 -

III-115 der Beilagen XV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 23 von 45

www.parlament.gv.at



- 23 -

Teil V 

Die Ar-tike.l 43 bis 51 enthalten die allen tJber-einlcommen der­
Inter-nationalen Ar-beitsor-ganisation gemeinsamen Schlußbe­
stimmungen. 

Zusammenfassend kann gesagt wer-den, daß der- über-wiegende 
Teil der- For-derungen des Ubereinkommens durch die der-zeit auf' 
dem Gebiet des Ar-bei~nehmersc.hutzes gegebenen Recht'slage er-­
fUllt ist. Dennoch erscheinen die Vor-aussetzungen für- eine Rati­
fikation desselben vor- allem wegen der- möglichen Einbeziehung 
selbständig erwer-bstätiger- Personen in dessen Geltungsber-eich, 
wegen der Nichter-fUllung einer Reihe von Bestimmungen des Über-­
einkommens sowohl im Ber-eich des Binnenschiffahrtsr-echtes als 
auch im Ber-eicn de~ Seeschiffah~tsrechtes sowie wegen der- Nicht­
an~ahme r-elevanter- Empfehlungen der- IMCO nicht gegeben. 

l!'iil: Errnfebltm1"~n ci a'" rni.~r.!l.qtion~len Arbei.t ckonferenz i~t' 
ein h~tifL~atiQnsve~fahrp.n nicht vor~eseher-. Zu den e~zelnen 

. Ahs~tze:l ~olird daher ledigli~h die ~el tenc1.e österreichische 
aechtsla~e dar~e~tellt und aui."e;ezei;, in,rie'ofeit die Vor­
scb.J.~ge bereits erfHllt erscheinen. 

Abpa (.~ 1 ~nt~t'tc~t dem Art. 1 des toereinkommAns t ~o daß 
auf'ci~ ßemer~~en 7U diesem Artikel ve~~iesen werden kann. 

- 24 -
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Absatz 2 entsl)r~cht dem Art. 3 des ObereinkolIltlleIls. ~ die 
Bemerkungen zu diesem Artikel darf gleichfalls verwiesen 
werden. 

Zu Absatz 3 ist festzuhalten, daß ein Beitritt österreichs . 
zu den darin genannten. internationalen Regelungen nur zum 
~eil erfolgt ist. 

__ ;:;,,;;;,,;; ...... 5 darf au.t die BeUlerktmgen zu den Abs. 7 
bis 27 verwiesen werden. 

Für eine ~eUleSS8l1e Unterweisung oder Ausbildung im Simle 
des Absatses 6 ist an! Grund der bestehenden Gesetzeslage 

I vorgesorgt (vgl.. § 9 ASchG). 

Hinsichtlich der Absätze Z 'bis 10 darf au:t die korreS!'on­
d.ierenden BeUlerktmgen zu den· Art. 11, 15, 17 und 18' des 
Obereink::ourm8l1s verwiesen werden. 

Zu Absatz 7 Unterab'satz 1 lit. b bestimmt § 91 Abs .12 See­
sch1~tahrts-Verordhung, daß Fluchtwege von Lagerungen jeder Art 
freizunalten sind. Absatz 8 Unterabsatz 2 wird sinngemäß durch 
§ 93 Abs.2 Seeschiffahrts-Verordnung er fUllt, der bei be­
s timmten Voraussetzungen ein Geländer vorschreibt. Zu Absatz 10 
Unterabsätze 1 bis 3 wird auf § 95 Seeschiffahrts-Verordnung 
betreffend SChutzvorkehrungen an Luken ve r wiesen. Hinsichtlich 
Absatz 10 Unterabsatz 5 hestimmt § 9~ Abs.4 Seeschiffahrts-Ver­
ordnung, daß Flurförderzeuge nur dann verwendet werden dUrfen, 
wenn dies die Tragfähigkeit der Verkehrsflächen, wie Decks oder 
Lukenabdeckungen , gestattet. 

- 25 
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B&Z'Üglich Absat·z. 11. i~ a~ die Bestimmungen des § 4 ASchG 

betreffend Ausgänge und Verkehrgwege zu verweisen. 

Absatz 12 ist durch § 19 Abs. ; A.SchG erfüllt, der eine 
entsprechende Vergew1sserungsp!licht vorsehra1bt. 

Die Absätze 13 und 14 aind in österreich nicht erfüllt. 

Die Absätze 15 und 16 sind derzeit nur auf dem Gebiet des See­
schitfahrtsrechtes durch die Bestimmungen ~es § 106 Seeschiffahrts­
Verordnung erfüllt. 

Die Absätze 17 bis 20 und 22 sind in österreich nicht erfüllt. 

Hinsichtlich. die- Er:tü.llung von Absatz 21 darf' auf § ;; Abs. 8 

Schi.f.tahrtSlmlagen-Verordnung verwiesen werden •. 

Absatz 23 ist im Bereich der Binnenschiffahrt durch § 6 Abs. 26 
SChiffahrtsbetriebsordnung, BGB1. Nr. 260/1971, sowie durch 
§ 9 ASchG erfU~t. 

Auf dem' Gebiet des Seeschitfahrtsrechtes ist diese Anregung durch 
§ 138 Seeschiffahrts-V~rordnung betreffend Arbeiten in gefähr­
lichen Räumen, Lade- und Lagerräumen nur teilweise erfUllt. 

. . 
Abs:at~ 24 ist durch ti 13 ASchG erfiillt. 

DAr Absatz 25 ist in Österreich nicht erfiillt. 

Hinsichtlicil der Absiitze '26 und 27 t'1ird auf die Bemerkungen 
~t1. den ~ron ihnen anl:,ezogenen Artikeln d.as übereinkommens 
veI";/iesen • 

• 0...-
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I.J.·~ · j"' I.l~ti;,s~eJ:;run.g hat in der Si tzunfr des HÜlis':~e~'rates 
'rom d,:,: -~';--.- ••.•• 19ö1 den Bericht i5'ber das lJbereinl;ommen 
Nr~ 1;'2 und die Em~fc~lung Nr. 160, die auf der 65. Tagung 
df!r Internationalen Arbeitskon!erenz (Juni 1979) anr,enommen. ' . 
worden sind, zur Kenntnis genommen und beschlossen, die 
betcili~en Bundes~inj.ster einzuladen, bei der Gestaltung 
des ~~~enständlichen Rechts~ebietes . die Bestimmungen, 
Vorschlä~c und Anre~en der vorliegenden Instrumente 
soweit wie mö~lich zu bcrjcksichtig~n und den aneeschlossene~ 
Berich.t dem 'Nationalrat zur Kenntnisnahme vörzuler:,en. 

Die Eundesregierun,g stellt daher den 

Antraf'> 

der ~Tati"!lal~a.t' wolle den. vorp:ele~ten Bcrich:t zur Kenntnis - -
nehmen. ' 
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LLMr• ~ 52.)J 
i1BERElNKOMMiN~DEN ARBEITSSCHUTZ 

BEI DER HAFENARBErr 

Die Allgemeine Koaterenz der Internationalen Arbeitsorganisation, 
die vom Verwalnmgsrat des Internationalen Arbeitsamtes nach Genf einberu­

fen wurde und am 6. Juni 1979 zu ihrer fünfundsechzigsten Tagung 
zusammengetreten ist. 

verweist auf die Bestimmungen einsch.ligiger internationaler ArbeiNüberein­
kommen und Empfehlungen, insbesondere des Übereinkommens über die 
Gewichtsbezeiclmung an auf Schiffen beförderten Frachtstücken, 1929, 
des Übereinkommens über den Maschineuschutz, 1963, und des Überein­
kommens über die Arbeitsumwelt (Luftvetunreinigug. Lärm und Vibra­
tionen), 1977, 

hat ~ossen, verschiedene Anträge anzunehmen betreffend die Neufassung 
des Übereinkommens (Nr. 32) über den UnfaUschutz der Hafenarbeiter 
(abgeinderter Wortlaut), 1932, eine Frage, die den vierten Gege~tand 
ihrer Tagesordnung bildet. und 

ist der Auffassung, daS diese Anträge die Form eines internationalen Überein­
kommens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute., Im 25. Juni 1979, das folgende Übereinkommen 
an, das als Übereinkommen über den Arbeitssdlutz bei der Hafenarbeit. 1979, 
bezt:icbnet wird. 

Tm. L Gm.:nmODERBICB UND BEG~ 

Artikel 1 

Im Sinno dieses Übereinkommens umfaSt der Ausdruck ,.Hafenarbeit" alle 
Arbeiten und einzelnen ArbeitsvorgiDge beim Be- und Entladen von SclWfen 
sowie alle damit verbundenen Nebenarbeiten; die Begriffsbestimmung solcher 
Arbeiten ist durch die innerstaatliche Gesetzgebung oder Praxis f~tzulegen. Die 
beteiligten Verbände der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sind bei der Fest­
legung und Abinderuna dieser Begriffsbestim.mua anzuhören oder in anderer 
Weise" heraazuziehen. " 

Artikel 2 

1. "Jedes Mitglied kann für Hafenarbeit an Plätzen, an denen der Verkehr 
umeaelmiBia ist und sich auf kleine Schiffe beschriDkt. sowie für Hafenarbeit im 
Zusammenhang mit F1SChereifahrzeuaen oder bestimmten Gruppen von FISChe­
reifahlzeugen Befreiungen gewihren oder AuStlabmen von den Bestimmungen 
dieses ObCreintommens zulassen, vorausgesetzt. daS 
a) sichere Atbeitsbedingungen gewihrleistet sind; und 
b) die zuständige Stelle nach Anhörung der beteiligten Verbände der Arbeitgeber 

und der Arbeitnehmer überzeugt ist. daS die Befreiungen oder Ausnahmen 
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unter Berdcbic:htigung aller Umstände mit gutem Grund gewährt werden 
können. 

2. Von einzelnen Erfordernissen des Teils Ll dieses Übereinkommens kann 
abgewichen werden. faUs die zuständige Stelle nach Anhörung der beteiligten 
Verbände der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer überzeugt is~ daß die Abwei­
chungen entsprechende Vorteile bieten und daß der insgesamt gebotene Schutz 
nicht geringer is~ als er sich bei voller Anwendung der Bestimmungen des 
OberefnItommens ergeben würde. 

3. Alle Befreiungen und Ausnahmen gemäß Absatz 1 dieses Artikels und alle 
wesentlichen Abweichungen gemäß Absatz 2 dieses Artikels sowie die Gründe 
hierfür sind in den gemäß Artikel 22 der Verfassung der Internationalen 
ArbeitsorpDisation vorzulegenden Berichten über die Durchführung d~ Überein­
kommens auzugeben. 

A,11iJuJ 3 
Im Sinne dieses Übereinkommens 

a) bezeichnet der Ausdruck .,Arbeitl1ehmer'~ jede mit Hafenarbeit beschäftigte 
Person; 

b) bezeichnet der Ausdruck • .fachkundige Person" eine Perso~ die über die 
Kenntnisse und die Erfahrung verfügt, die zur Ausübung einer oder mehrerer 
bestimmter Tätigkeiten erforderlich sind, und die in dieser Eigenschaft für die 
zustindige Stelle annehmbar ist; 

c) bezeichnet der Ausdruck .. verantwortliche Person" eine Person, die je nach 
Sachlage vom Arbeitgeber. vom Kapitän des Schiffes oder vom Eigentümer 
des Gerätes mit der Verantwortung für die Ausübung einer oder mehrerer 
bestimmter Tätigkeiten betraut worden ist und die die zur ordnungsgemäßen 
Ausübung dieser Tätigkeiten ausreichenden Kenntnisse und Erfahrung sowie 
die erforderliche Autorität besitzt; 

. d) bezeichnet der Ausdruck .. befugte Person" eine Perso~ die vom Arbeitgeber. 
vom Kapitän des Schiffes oder von einer verantwortlichen Person zur 
Durchführung einer oder mehrerer bestimmter Aufgaben ermächtigt worden 
ist und die über die erforderlichen technischen Kenntnisse und die erforder­
liche Erfahrung verfügt; 

e). umfaSt der Ausdrw:k .. Hebezeug" alle ortsfesten oder ortsverinderJichen 
Umschlaggeräte, einschließlich kraftbetriebener Kairampen, die an Und oder 
an Bord für das Aufnehmen, Heben oder Senken von Lasten oder für das 
Bewegen angesch1age~er oder getragener Lasten von einem Platz zum anderen 
verwendet werden; 

n umfaßt der Ausdruck .,Lastaufnahmemittel" alle Mittel, die zum Anschlagen 
einer Last an einem Hebezeug verwendet werden können,. aber keinen 
Bestandteil des Hebezeugs oder der Last bilden; 

g) schließt der Ausdruck • .zugang" den Ausgang ein: 
h) umfaSt der Ausdruck .. Schiff" jede Art Schiff, Boot, Schute. Leichter oder 

LuftJässenfahIzug. mit Ausnahme von Kriegsschiffen. 

TElL II. All.GEMEINE BESTIMMUNGEN 

ArtiIul4 

1. Die innerstaatliche Gesetzgebung hat vorzuschreiben, daß für die Hafen­
arbeit Maßnahmen in ÜbereinstimmuDI mit Teil m dieses Übereinkommens zu 
treffen sind, um 
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a) Arbeitsplätze und Gerätc so zu gestalten und zu unterhalten. daß sie sicher und 
nicht gesundheitsgefährden.d sind; Entprechendes gilt für die Arbeitsme-
ili~; ; 

b) die Zugangsminel zu jedem Arbeitsplatz sicher zu gestalten und zu erhalten; 
c) filr die erforderliche Aufklärung, Ausbildung und Aufsicht zu sorgen. damit 

du Schutz der Arbeitnehmer gegen Ullfall- oder Gesundheitsgefahren. die 
sich aus oder während ihrer Bescl1äftigung ergeben. gewährleistet ist; 

- d) den Arbeitnehmern jegliche persönliche Schutzausrüstung und Scbutzkleidung 
und jegliche Rcttungsminel zur Verfügung zu stellen, die mit gutem Grund 
verlangt werden köonen. weon ein angemessener Schutz gegen U mall- oder 
Gcsundheitsgefahren Dicht auf andere Weise gewährleistet werden kann; 

t) geeignete und ausreichende-Erste-Hilfe- und Renungseinrichrungen bereitzu­
stellen und instand zu halten; 

f) geeignete Verfahren zu entwickeln und festzulegen. um jedem etwa eintreten-
den Notfall begegnen zu kö~en. -

2. Die-zur Durdlführung dieses Übereinkommens zu treffenden Maßnahmen 
haben sich auf folgendes zu erstrecken: . 
a) die allgemeinen Anforderungen hinsichtlich der Bauart, Ausrüstung und 

Instandhaltung von Hafenanlagen und anderen Plätzen, an denen Hafenarbeit 
verrichtet wird; 

b) Bekämpfung und Verhütung von Bränden und Explosionen; 
c) sichere Zugangsmittel zu Schiffen, Laderäumen, Ladebühnen, Ausrüstungen 

und Hcbezeugcn; 
d) die Beförderung der Arbeitnehmer; 
e) das Offnen und Schließen von Lukel1deckeln, die Sicherung von Luken und die 

Arbeit in Laderäumen; 
f) die Ba~ Instandhaltung und Verwendung von Hebezeugen und sonstigen 

Umscblaggeräten ; 
g) die Bauart, Instandhaltung und Verwendung von Ladebühnen; 
h) die Takelung und Verwendung von Schiffsladebäumen ; 
i) die Prüfung, Untersuchung, Inspektion und Bescheinigung, soweit erforder­

lich. von Hebezeugen. Lastaufnabmemitteln einsclilieBlich Ketten und Seilen. 
_ sowie von Sclilingen und anderen Hebevorrichtungen, die Bestandteil der Last 
sind· , -

j) den Umscl1Iag verschiedener Arten von Ladungen; 
k) das Stapeln und-Stauen von Ladungen; 
I) geflhrtiche Stoffe und andere Gefahren in der Arbeitsumwelt; 
m) die persönlicho SchutzaUSlÜStWlg und Schutzkleidung; 
11) die saDitiren Einrichtungen und Waschriume sowie die Sozialeinrichtungen ; 
0) die medizjnisch~ Überwachung; 
p) die Erste-Hilfe- und RettungseiDrichtungen; 
q) die Orgauisation des Arbeitsschutzes; 
r) die Ausbildung der Arbeitnehmer; 
s) die Meldung und Untersuchung VOll Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten. 

3. Die praktische Durchtßhrung der gemäS Absatz 1 dieses Artikels vorge­
schriebenen Bestimmungen ist durch technische Normen oder praktische Richt­
linien, die von der zuständigen Stelle genehmigt sind, oder durch andere geeignete, 
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den innerstaatlichen Gepflogenheiten und VerhältDissen entsprechende Methoden 
sicherzustellen oder zu fördern. 

ATtiIcel S 

1. Die innerstaatliche Gesetzgebung hat geeigneten Personen. gleich ob es 
sich um Arbeitgeber, Eigentümer, Kapitäne oder andere Personen handelt, die 
Verantwortung für die Einbaltung der in Artikel 4 Absatz 1 dieses Übereinkom· 
meos erwihnten Maßnahmen zu übertragen. 

2. Wenn mehrere Arbeitgeber gleic:.bzeitig an der gleichen Arbeitsstätte 
Arbeiten au.sfOhren. sind sie verpflichtet. zum Zwecke der DurchfiihruDg der 
vorgeschriebenen Maßnahmen zusammenzuarbeiten. unbesc:lw:let der Verantwor· 
tuna des einzelnen Arbeitgebers für die Gesundheit und die Sicherheit seiner 
Arbeitnehmer. In geeigneten Fällen hat die zuständige Stelle allgemeine Verfahren 
für diese Zusammenarbeit vorzuscbreiben. 

ArtiIul6 

1. Es sind Regelungen zu treffen. nach denen die Arbeitnehmer 
a) das Funktionieren der zu ihrem Schutz und zum Schutz anderer Personen 

vorgesehenen Sicherheitsvorrichtungen weder ohne triftigen Grund stören 
noch diese mißbräucblich benutzen dürfen; 

b) in angemessener Weise fIlr ihre eigene Sicherheit und für die Sicherheit 
anderer Personen. die von ihren Handlungen oder Unterlassungen bei der 
Arbeit betroffen werden könnten. Sorge tragen"; 

c) Wem unmittelbaren Vorgesetzten unverzüglich jeden Sachverhalt melden. der 
ihrer Ansicht nach eine Gefahr darstellen könnte und den sie nicht selbst 
beheben können. damit Abhilfemaßnahmen getroffen werden können. 

2. Oie Arbeitnehmer müssen an jedem Arbeitsplatz das Recht haben. im 
Rahmen ihrer Befugnisse im Bereich der Ausrüstung und der Arbeitsmethoden an 
der- GewihrleistUDg der Arbeitssicherheit mitzuwirken und sich zu den eingeführ· 
tan Arbeitsverfahren zu luSern. soweit sie die Sicherheit berühren. Wo Arbeits­
schwzausschÜ5Se gemäß Artikel 37 dieses Obereinkommeos gebildet worden sind, 
ist "dieses Recht, soweit dies der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis 
entspricht, über diese Ausschüsse auszuüben. 

ArtIlcel7 

1. Bei der Durcbfühnmg der Bestimmungen dieses Obereinkommeos durch 
die innerstaatliche. Gesetzgebung oder andere geeignete. den innerstaatlichen 
Gepflogenheiten und VerhiltDissen entsprechende Methoden hat die zustlndige 
Stelle in BeratUDl mit den beteiligten Verbänden der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer vorzugehen. 

2. par eine enae Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
oder deren Vertretern bei der AnwellduDa der in Artikel 4 Absaa: 1 dieses 
Obereinkommens genannten Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen. 

Tm. m. TECHNJSCHE MAssNAHMEN 

Arti1u18 

Ist ein Arbeitsplatz nicht mehi- unfallsicher oder besteht die Gefahr einer 
Gesundhcits.schidigung, so sind wirksame Maßnahmen (Absperrung, Warnzeichen 
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oder andere geeignete Mittel. einschließlich Einstellung der Arbeit, falls erforder­
lich) zum Sehutz der Arbeitnehmer zu treffen, und zwar so lange. bis der 
Arbeitsplatz wieder sicher ist. 

ArdJc4l9 

1. Alle Pl1tze. an denen Hafenarbeit verrichtet wird. und alle Zugänge zu 
diesen Plätzen sind in geeigneter Weise und ausreichend zu beleuchten. 

2. 1edes Hindernis, das eine Gefahr für die Bewegungen eines Hebezeugs. 
eines Fahrzeugs oder einer Person darstellen könnte und das aus praktischen 
Gründen nicht entfernt werden kann.. ist in geeigneter und auffallender Weise zu 
kennzeichnen und nötigenfalls ausreichend zu beleuchten. 

Artikel 10 

1. Alle dem Fahr%eugverkebr oder dem Stapeln von Gütern oder Material 
dienenden Flächen müssen für diesen Zweck geeignet seiD und ordDUnS'lgcmäß 
instaDd gehalten werden. 

2. Werden Güter oder Material gestapelt, gestaut, abgestapelt oder gelöscht, 
so hat die Arbeit unter Berücksichtigung der Art der Güter oder des Materials und 
ihrer Verpackung in einer sicheren und oninungsgemä8en Weise zu molgen. 

ArttJul 11 

1. Es sind ausreichend breite Verkehrswege freizulassen, um den sicheren 
Einsatz von Fahrzeugen und Umschlaggeräten zu ermöglichen. 

2. Es sind getrennte Verkehrswege für Fußgänger vorzusehen, soweit dies 
aotwendig und dmchfilhrbar ist; diese Verkehrswege müssen ausreichend breit 
und nach Möglichkeit von den Verkehrswegen, die von Fahrzeugen benutzt 
werdeD, getrennt sein. 

ArtiIul 12 

~ wo Hafenarbeit verrichtet wird. sind geeignete und ausreichende 
Brandbekämpfungsmitte1 bereitzustellen und einsatzbereit zu halten. 

Arlikä 13 

1. Alle gefährlichen Maschinenteile sind wirksam zu schützen, sofem sie nicht 
auf Grund ihrer Lage oder ihrer Bauart dieselbe Sicherheit bieten, wie wenn sie 
wirbam geschützt wären. 

2. Es siad. wirksame Maßnahmen. vorzusehen, damit. im Notfall die Energie­
zufuhr zu jeder Masc:hine-, bei der dies erforderlich ist, unvem1g1lch unterbrochen 
werden kaDn. 

3. Sind an einer Maschine- Reinigungs-. Wartungs- oder Instandsetzungsarbei­
ten durcbzufilbren, durch die Personen gefährdet werden könnten, so ist die 
Maschine ~llen, bevor mit diesen Arbeiten begonnen wird. und es ist durch 
angemessene Maßnahmen dafür zu sorgen, daS die Maschine Dicht vor Abschluß 
der Arbeiten wieder in Betrieb gesetzt werden kann; eine verantwortliche Person 
kann jedoch die Maschjne zum Zweck der Prüfung oder Einstellung, die bei 
stiJJstehender Mascbine nicht vorgenommen werden kann, in Betrieb setzen. 

4. Nur einer befugten Person darf es gestattet seiD, 
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a) eine Schutzvorrichnmg zu entfernen. wellD dies zur Ausführung der "Arbeit 
erforderlich ist; 

b) eine Sicherheiuvorrichtung zwecks Ausführung von Reinigungs-, Einstellungs­
oder Instandsetzungsarbeiten auszubauen oder außer Betrieb zu setzen. 

5. W"ttd eine Schutzvorrichtung entfernt. so sind angemessene Vorsichtsmaß­
nahmen zu treffen, und die Schutzvorrichtung muß. sobald dies praktisch durch­
führbar ist, wieder angebracht werden. 

6. Ist eine Sicherheitsvorrichtung ausgebaut oder außer Betrieb gesetzt 
worden, so muß sie. sobald dies praktisch durchführbar ist. wieder eingebal1l oder 
wieder in Betrieb gesetzt werden, und es ist dafür zu sorgen, daß die betreffende 
Maschine nicht versehentlich in Betrieb gesetzt oder verwendet werden kann. 
solange die Sicherheitsvorrichtung nicht wieder eingebaut oder in Betrieb gesetzt 
worden isL 

7. Im Sinne dieses Artikels umfaßt der Ausdruck •• Maschine" alle Hebezeuge. 
mechanisch betätigten Lukendeckel oder .kraftbetriebenen Geräte. 

ArtiIcel14 

Alle elektrischen Geräte und Anlagen müssen so hergestellt. eingebaut. 
betrieben und instand gehalten werden, daß Gefahren vorgebeugt sowie den von 
der zustiDdigen Stelle anerkannten Normen entsprochen wird. . 

A11iIcel15 

Beim Be- oder Entladen eines Schiffes längsseits an einem Kai oder einem 
anderen Schiff sind zweckentsprechende und sichere Zugangsmittel zu dem Schiff. 
die ordIlungsgemi8 angebracht und gesichert sind, vorzusehen und verfügbar zu 
halten. 

ArtiIcel16 

1. MOssen Arbeitnehmer auf dem Wasserweg von oder zu einem Schiff oder 
einem anderen Platz befördert werden. so sind angemessene Maßnahmr.ll zu 
treffen. um ihre Sicherheit beim Anbordgehen, bei der Beförderung und beim 
Vonbordgehen zu gewihrleisten; es sind die Anforderungen festzulegen, denen 
die hierfür eingesetzten Fahrzeuge entsprechen müssen. 

2. MOssen Arbeitnehmer zu Lande von oder zu einem Arbeitsplatz befördert 
werden, so müssen die vom Arbeitgeber bereitgestellten Trausportmittel sicher 
sein. 

Anilcel17 

1. Der Zugans zum Laderaum oder Ladedeck eines Schiffes hat zu erfolgen: 
a) mit Hilfe einer festen Treppe oder, soweit dies nicht durchführbar ist. einer 

festen leiter, von Fußleisten oder Trittmulden geeigneter Abmessungen. 
ausreichender Festigkeit und zweckentsprechender Bauart; oder 

b) mit Hilfe anderet' für die zuständige Stelle annehmbarer Mittel 

2. Soweit dies praktisch durchführbar ist, müssen die in diesem Artikel 
angegebenen Zugangsmittel von der lukenöffnung getrennt sein. 

3. Die Arbeitnehmer dürfen andere als die in diesem Artikel angegebenen 
Zugangsmittel zum Laderaum oder Ladedeck eines Schiffes weder benutzen noch 
zu ihrer Benutzung angehalten werden. 
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ArriIcel18 

1. Es dürfen nur solche Lukendeckel oder Scherstöc:ke verwendet werden. die 
von einwandfreier Bauart und ausreichender Festigkeit für den jeweiligen Verwen­
dungszweck sind und ordnungsgemäß instand gehalten werden. 

2. Lukendec:kel, deren Handhabung mit Hilfe von Hebezeugen erfolgt, 
müssen mit leicht zugänglichen und geeigneten Vorrichtungen zum Festmachen 
der Schlingen oder der sonstigen Anscblagmittel versehen sein. 

3. Auf Lukendeckeln und Scberstöc:ke~ die nicht auswechselbar sind. muß 
deutlich die Luke. zu der sie gehöre~ und die richtige Lage auf dieser angegeben 
sein. 

4. Nur einer befugten Person (welUl durchführbar, einem Mitglied der 
Scbiffsbesatzung) darf es gestattet sein, kraftbetriebene Lukendeckel zu öffnen 
oder zu schließen; die Lukendeckel dilrfen nicht geöffnet oder geschlossen 
werden, solange die Gefahr besteht, da.8 jemand durch den Betrieb der Deckel 
verleut werden könnte. . 

5. Die Bestimmungen des Absatzes 4 dieses Artikels sind sinngemäß auch auf 
1aaftbetriebene Sc:hiffseinrichtungen wie Türen im Schiffskörper. Rampen, ein­
fahrbare Wagendccks odeJ: ähnliche Einrichtungen anzuwenden. 

Artücel19 

1. ADe Offnungen in oder auf einem Deck. wo A.rbeimehmer arbeiten müssen, 
und die eine Abstungefahr für Arbeitnehmer oder Fahrzeuge bedeuten können, 
sind durch angemessene Maßnahmen zu sichern. 

2. lede nicht mit einem ausreichend hohen und festen Süll versehene Luke. die 
Dicht mehr gebraucht wird. ist zu sc:b.ließen oder ihr Schutzgeländer ist wieder 
amubringen. außer bei kurzen Arbeitsuntcrbrec:bungen; eine verantwortliche 
Person ist zu beauftragen. für die Durchführuna dieser Maßnahmen zu sorgen. 

Artücel20 

1. Es sind alle erforderlichen Maßnahmen zu treffe~ um die Sicherheit von 
Arbeitnehmern zu gewährleisten, die im Laderaum oder auf einem Ladedeck eines 
Schiffes anwesend sein m11ssen, wenn kraftbetriebene Faiuzeuge in dem betreffen­
den Laderaum eingesetzt werden oder Lade- oder L&charbeiten mit Hilfe 
kraftbetriebener Vorrichtungen durchgefllhrt werden. 

2. Lukendeckel und Schcrst6cke dilrfeu nicht entfernt oder wieder aufgesetzt 
w~ solange im Laderaum unter der Luke gearbeitet wird. Vor Beginn von 
J..acIe. oder Lascbarbeitcn sind alle Lukendeckel oder Scherstöcke, die nicht 
ausreichend segen Lageverlnderunpn gesichert sind, zu entfernen. 

3. Es ist filr eine ausreichende Belüftung des Laderaums oder eines Ladedecla 
durch Frischluftzirkulation zu sorge~ um der Gefahr von Gesundheitsschäden 
durch Abgase von Verbrennungsmotoren oder anderen Ursprungs vormbeugen. 

4. Werden Troc:kenmassengilter in einem Laderaum oder Zwischendeck 
pladen oder geli5scht oder muß ein Arbeitnehmer in einem Behälter beziehungs­
weise Bunker an Bord arbeiten, so sind angemessene Vorltehrunge~ eiDSc:hlieBüch 
der Bereitstellung sicherer Fluchtmittel, für die Sicherheit von Personen zu treffen. 
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Arrikel21 
Jedes Hebezeug, jedes Lastaufnabmemittel ~d jede Schlinge oder Hebevor­

richtung, die Bestandteil einer Last sind, müssen 
a) von einwandfreier Konstruktion und Bauart und für den jeweiligen Verwen­

dungszweck ausreichender Festigkeit sein sowie in einwandfreiem und 
betriebsbereitem Zustand gehalten werden; Hebezeuge. bei denen dies 
erforderlich ist. müssen ordnungsgemäß eingebaut sein; 

b) in sicherer und ordnungsgemäßer Weise benutzt werden; insbesondere dürfen 
sie nicht über ihre zulässige Belastung hinaus beansprucht werde~ außer zum 
Zweck vonclJriftsmäßiger Prüfung unter der Leitung einer fachkundigen 
Person. . 

ArriIul22 

1. Jedes Hebezeug und jedes Last!ufnabmemittel ist vor de~ ers~gen 
Benutzung und nach jeder wesentlichen Al1dcrung oder Reparatur emes Teils. der 
ihre Sicherheit beeinträchtigen könnte, von einer fachkundigen Person gemäß der 
innerstaatlichen Gesetzgebung zu prüfen. 

2. Hebezeuge, die zur Schif:fsausrü5tung gehöre~ sind mindestens alle fünf 
Jahre erneut zu prüfen. 

3. Landgebundene Hebezeuge sind in den von der zuständigen Stene vorg~ 
schriebenen Zeitabständen erneut zu prüfen. 

4. Nach Abschluß jeder Prüfung eines Hebezeugs oder eines Lastaufnahme­
mittels gemäß diesem Artikel hat die Person. die die Prüfung durchgeführt hat, das 
Hebezeug oder das Lastanfnahmemittel jeweils gründlich zu untersuchen und eine 
Bescheinigung hierüber auszustellen. 

Artikä 23 

1. Zusätzlich zu den Erfordernissen des Artikels 22 hat eine fachkundige 
Person jedes Hebezeug und jedes Lastaufnabmemittel regelmäBig gründlich zu 
untersuchen und eine Bescheinigung hierüber auszustellen. Diese Untersuchungen 
müssen mindestens alle zwölf Monate stattfinden. 

2. Eine gründliche Untersuchung im Sinne von Artikel 22 Absatz 4 und VOll: 
Absatz 1 dieses Artikels besteht aus einer eingehenden Sichtprüfung durch eine 
fac:hkundige Person. nötigenfalls erginzt durch andere geeignete Mittel oder 
Maßnahmen. um zu einer zuverlässigen Beurteilung der Betriebssicherheit des 
untersuchten Hebezeup oder Lastanfnahmemittels zu gelangen. 

Artikel 24 

1. Jedes Lastauftuihmemittel ist vor der Verwendung regelmäßig zu inspizie­
ren. Wegwm- oder Einwep:hlingen dürfen nicht wiederverwendet werden. Bei 
vorgescb1ungenen Ladungen sind die Schlingen so oft zu inspizieren. wie dies 
praktisch durchfObrbar ist. 

2. Unter Inspektion im Sinne von Absatz 1 dieses Artikels ist eine Sichtpril­
tun. durch eine verantwortliche Person zu verstehen. dlU'ch die - soweit es auf 
diese Weise möglich ist - festgestellt werden sou. ob das Gerät oder die Schlinge 
ohne Gefahr weiterverwendet werden kann. 

• • 
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ArtüceJ 2.1 

1. Ordnqgsgemi8 beglaubigte Protokolle, die als Nachweis der Betriebs­
sicherheit der betreffenden Hebezeuge und Lastaufnahmeminel dienen, sind je 
Dach S~ an Lmd oder an Bord aufzubewahren; darin sind die zullssige 
Belastung sowie die Daten und Ergebnisse der in den Artikeln 22, 23 und 24 dieses 
Übereinkommens genannten Prüfungen, gründlichen Untersuchungen und Ins­
ö:z:~e:o aufzuzeichnen. Doch ist im Falle der in Artikel 24 Absatz 1 dieses 

. mmens .enannten Impektionen ein Protokoll nur dann aufzunehmen, 
WeDIl dabei ein ~el festgestellt worden ist. 

2. Es ist ~ Verzeichnis der Hebezeuge und Lastanfnahmemittel in der von 
der zustindigen Stelle vorgeschriebenen Form zu führen, wobei das vom Interna­
tionalen Arbeitsamt empfohlene Muster zu ben1ck.sichtigen ist. 

3. Du Verzeichnis hat die von der zustlndigen Stello ausgestellten oder 
anerkannten Bescheinigungen über die Prüfung. gründliche Untersuchung und 
Inspektion der Hebezeuge und .Lastanfnahmemittel oder beglaubigte Abschriften 
dieser Bescheinigungen zu umfassen. deren Form von der zuständigen Stelle unter 
Beri1cksich.tigung der vom Internationalen Arbeitsamt empfohlenen Muster vorge­
schrieben wird. 

• Artikel 26 

1. Um die gegenseitige Anerkenmmg der von den Mitgliedem, die dieses 
Obereinkommen ratifiziert haben. getroffenen Regelungen in bezog auf die 
Prüfung. gn1nd1iche Untenudlung. Inspektion und Bescheinigung der zur Schiffs­
ausrüstung gehiSrenden Hebezeuge und Lastanfnahmeminel sowie der zugehiSri­
aen ProtokoUe zu gewihrJeisten. 
a) bat die zustlndige Stelle jedes Mitglieds. das das Übereinkommen ratifiziert 

. bat. fachkundige Personen oder nationale oder internationale Organisationen 
zu bestimmen oder auf andere Weise anzuerkennen und sie mit der Durcbfilh-

' . rang der Prüfungen beziehunpweise g:n1ndliCben Untersuchungen und der 
damit zusammenhängenden Aufgaben zu bettauen, wobei die Erneuerung 
einer solchen Ernennung oder AnerkellJ1ung von der zufriedenstellendeil 
ErfllDung dieser Aufgaben abb~giS zu. mach~n ~t; 

b) haben die Mitglieder; die du Obereinkommen ratifiziert haben. die gemi8 
Bucbstabe a) dieses Absatzes erDannten oder' anerkannteD Personen oder 
Orpnisatioaen· anzunehmen oder amuerUnnen oder Gepnseitigkeitsverein­
buaqeD o.ber diese Annahme oder Anerkennung ZU treffen; in beiderlei 
FIDen ist die Erneuerung der Annahme oder Anerkennung von der zufrieden. 
steDenden ErflUl~. der betreffeDden Aufgaben abbäqia zu machen. 

2. JteiIl Hebezeur, Lastaufnabmemittel oder sonstiges Umsch1agerlt darf 
vet1VeDdet werden. wenn 
a) die mstiDdfae Stelle nach Eitwc:b.t in eine Prilfunp- oder UntersuchuDgsbe­

schebiiPI oder ein beafaubiates Protokoll nicht davoa o.berzeugc ist, daß die 
erforderliche Prüfuna. Untenuchuna oder Inspektion gemI.8 den Bestimmun­
&eil dieses ObereinkOmmens durchaefG.hrt worden ist; oder 

b) da HebezeUI oder Lastallfnabmcmittel aach Ansicht der zustlDdipn Stene 
nichc betriebssicber ist. 

3. Absatz 2 dieses Artikels darf nicht so anpwendet werden, daß Vmögerun­
aen beim Laden oder L6schen eines Schiffes entsteben, wo Ausrastunl verwendet 
wird. die den ADforderunpn der zustindipn .Stelle lenüIL 
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ArtiJul27 

1. An jedem Hebezeug (Ladebäume ausgenommen) mit nur einer zulässigen 
Belastung und an jedem Lastaufnabmemittel ist die zulässige Belastung durch 
Aufdruck: oder. weaa dies nicht durchführbar ist, durch andere geeignete Mittel 
deutlich anzugeben. 

2. Iedes tiebezeug (Ladebäume ausgenommen) mit mehr als einer zulässigen 
Belastung ist mit einer wirksamen Vorrichtung zu venehen. die es dem Führer 
ermöglicht. die den jeweiligen Einsatzbedingungen entsprechende zulässige Bela­
stung festzustellen. 

3. An jedem Ladebaum (Ladekrane ausgenommen) ist die zulässige Belastung 
deutlich anzugeben. die gilt. wenn der Ladebaum verwendet wird mit 
CI) nur einem Block; 
b) einem unteren Ladeblock; 
c) einem anderen Ladebaum verbunden. in jeder möglichen Blockstellung. 

ArriIcel28 

ledes Schiff hat Takelpline und andere eiDschligige Unterlagen mitzuführen, . 
die erforderlich sind, um eine sichere Takelung seiner Ladebäume und deren 
Zubehör zu crmäglichen. . 

AniJcel29 

Paletten und äbnJichc Vorrichtungen zur Aufnahme oder zur Beförderung von 
Lasten müssen von einwandfreier Bauart, ausreichender Festigkeit und frei von 
sichtbaren Mängeln sein, die ihre Betriebssicherheit beeinträchtigen köuten. 

Arttlul30 

Lasten dürfen nicht IChoben oder gesenkt werden. wenn sie nicht mit SchÜDgen 
oder auf andere Weise sicher an dem Hebezeug angeschlagen sind. 

Arttlul 31 

1. leder Frachtcontainer-Terminal ist so anzulegen und zu betreiben, daS die 
Sicherheit dC( im Terminal beschäftigten Arbeitnehmer. soweit dies praktisch 
durchführbar ist. gewährleistet ist. 

2. Auf Schiffen. die-Container befördern, sind Vorkehrungen für die Sicher­
heit der Arbeitnehmer zu treffen, die die Container festzurren oder losmachen. 

Arttlul 32 -

1. OefIhrliche Ladungen sind geml8 den einschllgigen Bestimmungen der 
internationalen Regelungen Ober die Beförderung von geflhrHchen Gütem auf 
dem Wasserweg sowie über den Umschlag geflhrlicher Güter in Hlfen zu 
verpacken. zu kennzeichnen und zu bezetteln. umzuschlagen. zu lagern und zu 
stauen. 

2. Gcflhrliche Stoffe dürfen nur daDII umgeschlagen. lelagert oder gestaut 
werden, wenn sie cemiS den internationalen Regelunlen über die Beförderung 
solcher Stoffe verpackt und gekennzeichnet und bezettelt sind. 
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3. Werden Behälter oder Container mit gefährlichen Stoffen durch Bruch oder 
auf sonstige Art in gefahrdrohendem Ausmaß beschädigt, so ist die Hafenarbeit 
mit Ausnahme der zur Beseitigung der Gefahr erforderlichen Arbeit in dem 
bedrohten Bereich einzusteUen und die Arbeitnehmer sind in Sicherheit zu 
bringen. bis die Gefahr beseitigt ist. 

4. Es sind angemessene Maßnahmen zu treffen. um zu verhindern. daß 
Arbeitnehmer giftigen oder schädlichen Stoffen oder Einwirkungen oder mit 
Sauentoffmangel oder Explosionsgefahr verb':1Ddenen Atmosphären ausgesetzt 
werden. 

5. Müssen Arbeitnehmer geschlossene Räume betreten. in denen möglicher­
weise giftige oder schädliche Stoffe vorhanden sind oder Sauerstoffmangel 
herrscht. so sind angemessene Maßnahmen zu treffen. um U nfille oder Gesund­
heitsschäden zu verhüten. 

ATtiJcel33 

Es sind geeignete VonichtsmaBnabmen zu treffen. um die Arbeitnehmer gegen 
die schädlichen Auswirkungen. übermäßigen Lärms am Arbeitsplatz zu schützen. 

Arti/cel34 

1. Kann ein angemessener Schutz gegen Unfall- oder Gesundheitsgefahren 
durch andere Mittel nicht gewährleistet werden, so i$t den Arbeitnehmern eine 
persönliche Schutzausrüstung und Schutzkleidung. wie sie zur Verrichtung ihrer 
Arbeit mit gutem Grund verlangt weiden kann; zur Verfügung zu $leUen. zu deren 
ordnungsgemäßer BenuttDDg die Arbeitnehmer anzuhalten sind. 

2. Die Arbeitnehmer sind dazu anzuhalten. mit dieser persönlichen SchutzaU5-
.rüstung und Schutzkleidung sorgfältig umzugehen. 

3. Die persönliche Schutzausrüstung und Schutzkleidung ist vom Arbeitgeber 
ordnungsgemi8 instand zu halten. 

Artüul35 

Fiir UnfäHe müssen angemessene Mittel, einschließlich ausgebildeten Perso­
nals. für die Rettung von Personen in Gefahr. für die Leistung Erster Hilfe und 
für den Abt:ransport von Verletzten. soweit dies ohne Verschlimmerung ihres 
Zustands praktisch durchführbar ist, bereitstehen. 

Arti/ce136 

1. Jedes Mitglied bat durch die innentaatliche Gesetzgebung oder auf andere 
geeignete, den innentaatlichen Gepflogenheiten und Verhältnissen entsprechende 
Weise und nach Anhörung der beteiligten Verbinde der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer zu. bestimmen. 
a) hinsichtlich welcher sich aus der Arbeit ergebenden Gefahren eine ärztliche 

Erstuntetsuchung beziehungsweise eine regelmäßige ämliche Untenuc:hung 
oder beides erforderlich ist; 

b) die maximalen Zeitabstände. in denen unter Berücksichtigung der Art und des 
Ausmaßes der Gefahren und der besonderen Umstände regelmäßige imlic:he 
Untersuchungen durchzuführen sind; 

c) bei Arbeitnehmern, die besonderen berufsbedingten Gesundheitsgefahren 
ausgesetzt sind, das Ausmaß der besonderen Untersuchungen. die für erforder­
lieb gehalten werden; 

III-115 der Beilagen XV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)38 von 45

www.parlament.gv.at



- 12-

d) anlemcsscne Maßnahmen für die Bereitstellung von arbeitsmediziniscben 
Diensten für die Arbeitnehmer. 

2. AUe imlic:hen Untersuchuncen, die auf Grund von Absatz 1 dieses Artikels 
erfolsen, müssen für die Arbeitnehmer unentgeltlich sein. 

3. Die Aufzeic:hnunlen über die imlichen Untersuchungen müssen vertrau­
lic:h behandelt werden. 

Anücel37 

1. In jedem Hafen mit einer erheblichen Anzahl von Arbeitnehmern sind 
Arbeitssc:hurzausschüsse zu bilden, denen Vertreter der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer angehören. Solche Aussc:hüsse sind erforderlichenfalls auch in 
anderen Hifen zu· bilden. 

2. Die Errichtung. die ZusammensetzUDl und die Aufgaben dieser Ausschüsse 
sind durch die innerstaatliche Gesetzgebung oder ·auf andere geeignete, den 
innerstaatlichen Gepflogenheiten und Verhiltnissen entsprechende Weise und 
nach Anhörung der beteiligten Verbinde der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
sowie unter Berücksichtiaung der örtlichen VerhältDisse festzUlegen. 

Artila/38 

1. Kein Arbeitnehmer darf mit Hafenarbeit besc:häftigt werden, sofem er nicht 
eine ausreichende Unterweisung oder Ausbildung über die möglichen Gefahren 
seiner Arbeit und die zu treffenden wichtigsten yorsichtsmaßaalunen erhalten haL 

2. Hebezeuge und sonstige Umsc:hlaggeräte dürfen nur von Personen bedient 
werden, die mindestens 18 Jahre alt sind und über die erforderlic:he Bgnuna und 
Erfahrung verfügen, oder von in Ausbilduna stehenden Personen, die ordnungs­
gemiB beaufsichtigt werden. 

Artilal39 

Als Beitrag zur VerhÜtuni von Arbeitsuofillen und Berufskrankheiten sind 
Maßnahmen zu treffen, um sicherzusteUen, daS diese der mstindigen Stelle 
gemeldet und. falls erforderlich, untersucht werden. 

AI1iIceI40 

In Obereinstimmuni mit der iooersuatlichen Gesetzgebung oder Praxis sind 
an jedem Liegeplatz angemessene und geeignete sanitlre Einrichtungen und 
Waschräume in ausreichender Anzahl bereitzustellen und ordnungsgemiß instand 
zu halten, soweit durchführbar in angemessener Entfemung vom Arbeitsplatz. 

Tm IV. DURqIFOHRt1NG 

Ant1u141 

Jedes Mitglied., das dieses Übereinkommen ratifizie~ hat 
(I) die Aufgaben der mit Hafenarbeit befaSten Personen und Orpne in bezua auf 

den Arbeitsschutz festzulegen; 
b) die zur Durchführung der Bestimmungen des Übereinkommens erforderüc:hen 

Ma8na.hmen einsc:hlieSlich geeigneter Zwangsmaßnahmen zu treffen; 

c) aeeill!Cte AufsichtsdieDSte mit der Überwachung der Durchfilhnmg der gemJS 
dem Übereinkommen zu treffenden Maßnahmen zu beauftragen oder sich zu 
vergewissern, daß eine ordnungsgemäße Aufsicht ausgeübt wird. 
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Artilce142 

1. Die innerstaatliche Gesetzgebung hat die Fristen vorzuschreiben, innerhalb 
deren die Bestimmungen dieses Ubereinkommens anzuwenden sind in bezug auf 
Q) den Bau und die Ausrüstung von Schiffen; 
b) die Hentellung und die Ausrüstung von landgebundenen Hebezeugen oder 

anderen UlD5ch1aggeräten; 
c) die Herstellung von Lastaufnahmemitteln. 

I 2. Die gemäß Absatt 1 dieses Artikels vorgeschriebenen Fristen dürfen die 
i Dauer von vier Jahren nach dem Zeitpunkt der Ratifikation des Übereinkommens 

nicht überschreiten. 

TEIL v. ScHLUSSBESTJMMUNGEN 

Artikel 43 

Dieses Übereinkommen ändert das Übereinkommen über den Unfa1lschutz 
der Hafenarbeiter, 1929, und das Übereinkommen über den Unfallschutt der 
Hafenarbeiter (abgeänderter Wortlaut), 1932. 

Artikel 44 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkommens sind dem General­
direktor des Internationalen Arbeitsamtes zur Eintragung mitzUteilen. 

A.rtikel4j 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen Mitglieder der Internationa­
len Arbeiaorganjsation, deren Ratifikation durch den Generaldirektor eingetra­
gen ist. 

Z. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die Ratifikationen zweier Mitglieder 
durch den Generaldirektor eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für jedes Mitglied zwölf Monate 
. I nach der Eintragung seiner Ratifikation in Kraft. 
; ~ 

.i. 
. I 

Artikel 46 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert bat, kann es nach 
Ablauf von zehn Jahren, gereclmet von dem Tag, an dem es zum erstenmal in Kraft 
aetreteD ist, durch Anzeip an den Generaldirektor des Internatioaalen Arbeits­
amtes Idlndigen. Die Kündigung wird von diesem eingetragen. Ihre Wirkung tritt 
erst ein Jahr nach der Eintragung ein. 

2. Jedes Mit~ das dieses Übereinkommen ratifiziert hat und innerhalb 
eines Jahres nach Ablauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes von zehn 
Jahren von dem in diesem Artikel vorgesehenen Kündigungsrecht keinen Ge­
brauch macht, bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren gebunden. In 
der Folge kann es dieses Übereinkommen jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes 
von zehn Jahren nach Maßgabe dieses Artikels Idlndigen. 

- --
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ArtiJul47 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes gibt allen Mitglie­
dem der Internationalen Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintragung aller 
Ratifikationen und Kündigungen, die ihm von den Mitgliedern der Organisation 
mitgeteüt werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der Organisation. wenn er ihnen 
von der Eintragung der zweiten Ratifikation. die ihm mitgeteilt wird, Kenntnis 
gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam madlen. in dem dieses Übereinkommen in 
Kraft tritt. 

ArtiJul48 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes übermittelt dem Gelle­
raIsekretär der Vereinten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 der 
Charta der Vereinten Nationen voDständige Auskünfte über alle von ihm nach 
Maßgabe der vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikationen und Kündi­
gungen. 

ArtiJul49 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes hat, sooft er es für nötig 
erachtet, der Allgemeinen Konferenz einen Bericht über die Durchführung dieses 
ObereiJikommens m erstatten und m prüfen. ob die Frage seiner giDzlichen oder 
teüweisen Abänderung auf die Tagesordnung der Konferenz gesetzt werden solL 

ArtiIul50 

1. N"unmt die Konferenz ein neues Übereinkommen ~ welches das vorlie­
gende Übereinkommen ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue Überein­
kommen nichts anderes vor, so gelten tolgende Bestimmungen: 
(I) Die Rarifi1catioD des neugetaßten Übereinkommens durch ein Mitglied schließt 

ohne weiteres die sofortige Kündigung des vorliegenden Oberei.nkommens 
in sich ohne Rücksicht auf Artikel 46, vorausgesetzt, daß das neugetaßte 
Obereinkommen in Kraft getreten ist. 

b; Vom Zeitpunkt des ID.krafttretens des neugefaßten Überoinkommens an kann 
das vorliegende ObereiDkommen von den. Mitgliedern nicht mehr ratifiziert 
werden. 

2. lDdesseil' bleibt das vorUegendc Obereinkommen nach Form und Inhalt 
~denf.al1s iJ:t Kraft für die Mitpcder, die. dieses, aber nicht das neugefaßte 
Obereinkommen ratifiziert haben. 

AntIulJl 

Der franz6sische und der englische Wortlaut dieses Übereinkommens sind in 
gleicher Weise maßgebend. 

-
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~r.A'o EMPFEHLUN ETREFFEND DEN ARBEm5CB1JTZ 
EI DER HAFENARBEIl' 

Die Allgemeine KoafereDZ der Internationalen Arbeitsorganisation. 
die vom VetwaltuDgsrat des -Internationalen Arbeitsamtes nach Genf einberu­

fen wurde und am 6. Juni 1979 zu ihrer fünfundsechzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen betreffend die Neufassung 
des Oberein.kommens (Nr. 32) über den UnfaJ1schutz der Hafenarbeiter 
(abgeänderter Wortlaut), 1932, eine Frage, die den vierten Gegenstand 
ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Antrige die Form einer Empfehlung zur Ergänzung 
des ObereiDtommens über den Arbeitsschutz bei der Hafenarbeit, 1979, 
erhalten soDen. 

Die Koafereuz Dimmt heute, am 25. Juni 1979, die folgende Empfehlung au. 
die als Empfehlung betreffend den Arbeitsschutz bei der Hafenarbeit, 1979, 
bezeichnet wird. 

L GELnJNOSBEREICi UND BEG1UfFSBE.S'l'DoOGEN 

1. Im SinDe dieser Empfehlung umfaßt der Ausdruck ,.Hafenarbeit" alle 
Arbeiten und einzelnen Arbeitsvorgänge beim Be- und Entladen von Schiffen 
sowie alle damit verbundenen Nebenarbeiten; die Begriffsbestimmung solcher 
Arbeiten soUte durch die innerstaatliche Gesetzgebung oder Praxis festgelegt 
werdeD. Die beteiligten Verbände der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer soUten 
bei der Festleguna und AbinderuDa dieser Begriffsbestimmung angehört oder in 
anderer Weise herangezogen werden. 

2. Im SiDDe dieser Empfehlung 
a) bezeic:lmet der Ausdruck ,,ArbeitDehmer" jede mit Hafenarbeit beschäftigte 

Person; 
b) bezeic:lmet der' Ausdruck ,Jachkundip Person6& eine Person. die über die 

KennUlisse und die Erfahrung verfügt, die zur Ausübung einer oder mehrerer 
besttmJDter Tltigkeiten erforderlich sind, und die in dieser Eigenschaft für die 
zvstladige Stelle annehmbar ist; 

c) bezeic:lmet der Ausdruck "verantwortliche Person" eine Person. die je aach 
Sachlage vom Arbeitgeber, vom Kapitän des Schiffes oder vom Eigentümer 
des Gerites mit der Verantwortung für die Ausübung einer oder mehrerer 
bestimmter Tltigkeiten betraut worden ist und die die zur ordnungsgemi.Ben 
Ausübung dieser Titigkeiten ausreichenden Kenntnisse und Erfahrung sowie . 
die erforderHche Autoritlt besitzt; 

d) bezeicbnet der Ausdruck ,.befugte Person" eine Person. die vom Arbeitgeber, 
vom Kapitän des Schiffes oder von einer verantwortlichen Person zur 
Durcllfiihrung einer oder mehrerer bestimmter Aufgaben ermächtilJl worden 
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ist und die über die erforderlichen teclmisc:hen KeDlltnisse und die erforder­
liche Erfahrung verfügt; 

e) umfaßt der Ausdruck • .Hebezeug" .alle ortsfesten oder ortsverinderlichen 
U mschlaggerite, einschließlich kraftbetriebener Kairampen. die an Land oder 
an Bord für das Aufnehmen, Heben oder Senken von Lasten oder für das 
Bewegen angeschlagener oder getragener Lasten von einem Platz zum anderen 
verwendet werden; 

f) umfaßt der Ausdruck ,,Lastaufnahmemittel" alle Mittel. die zum Anschlagen 
einer Last an einem Hebezeug verwendet werden können, aber keinen 
Bestandteil des Hebezeugs oder der Last bilden; 

g) schließt der Ausdruck .. Zugang" den Ausgang ein; 
h) umfaßt der Ausdruck .. Schiff" .jede Art SChiff, Boot, Schute, Leichter oder 

Luftkissenfahr.zeug. mit Ausnahme von Kriegsschiffen. 

IL AllGEMEINE BESTJMMt1NGEN 

3. Bei der Durchführung des Übereinkommens über den Arbeitsschutz bei der 
Hafenarbeit, 1979, soUte jedes Mitglied folgendes berücksichtigen: 
a) die Bestimmungen der einschlIgigen Übereinkommen, Regelungen und Emp­

fehlungen, die unter der Scbirm.hemchaft der ZWischenstaatlichen Beratenden 
Seeschiffahns-Orgauisation angenommen worden sind, insbesondere jene des 
Internationalen O'bereinkoJDm.ens für sichere Container, 1912, in der jeweils 
geltenden Fassung; 

b) die einschlägigen Normen, die von anerkannten internationalen Organisatio­
nen, die sich mit Normungsfragen befassen, angenommen worden sind; 

c) die einschlägigen Bestimmungen der Übereinkommen, Regelungen und Emp­
fehlungen über die Binnenscbiffabn, die unter der Schirmherrschaft internatio­
naler Organisationen angenommen worden sind. 

4. Bei der Erarbeitung von Maßnahmen gemäß Artikel 4 Absatz 1 des 
0bereink01DlDCDS über den Arbeitsschutz bei der Hafenarbeit, 1979, soUte jedes 
Mitglied die technischen Anregungen in der neuesten Auflage der vom Internatio­
nalen Arbeitsamt herausgegebenen Sammlung praktischer Richtlinien über den 
Arbeitsschutz bei der Hafenarbcit ben1cksichtigen, soweit sie in Anbetracht der 
iJmentaatJichen Umstinde: und Gegebenheiten zweckmäßig und sachdienlich 
erscheinen. 

5. Bei der Durchführung der in Artike14 Absatz' 1 des Obereinkommens über 
den Arbeitsschutz bei der Hafenarbeit, 1979, genannten Maßnahmen soUte jedes 
Mitglied den Bestimmungen des Teiles m dieser Empfehlung Rechnung tragen, 
die die in Teil m des übereinkommens vorgesehenen Bestimmungen ergi.azen. 

6. Im Hinblick auf die Verh1ituDl von ArbeiCSUllflllen und Berufskrankheiten 
soUten die Arbeitnehmer eine angemessene Unterweisung oder Ausbildung in 
sicheren Arbeitsverfahren, Arbeitshygiene und, faUs notwendig, der Leistung 
Erster Hilfe und der- sicheren Bedienung von Umschlaggeriten erhalten. 

m. TECHNISCHE MAssNAHMEN 

7. (1) AUe Verkehrswege sollten 
a) deutlich gekennzeichnet sein; 

III-115 der Beilagen XV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 43 von 45

www.parlament.gv.at



• 

, , 

., ?t0_ ... 'J'(" ....... " .. ..... j; 

-3-

b) soweit praktiscll durchführbar von Hindernissen, die nicht durch die laufenden 
Arbeiten bedingt sind. freigehalten werden. 
(2) Verkehrswege, die von Fahrzeugen benutzt werden, sollten, soweit prak­

tisch durchführbar, nur im Einbahnverkebr befahren werden. 

8. (1) Zugangsmittel sollten, soweit praktisch durchführbar, so angelegt wer­
den, daß keine angeschlagenen Lasten über sie hinweggehen. 

(2) Die Zugangsmittel zu einem Schiff sollten, werin notwendig, mit einem 
ordnungsgemäß befestigten Sicherungsnetz versehen werden, um der Gefahr 
vonubeugen. daß Arbeitnehmer in das Wasser zwischen der Schiffswand und dem 
anliegenden Kai abstürzen. 

9. VerbiJJdungsplatten, die zusammen mit Rampen auf Roll-onlRoll-off­
Schiffen benutzt werden, sollten so konstrUiert und verwendet werden, daß sie 
sicher sind. 

10. (1) Jede Wetterdeckluke, die nicht durch ein ausreichend hohes und festes 
Süll gesichert ist, sollte abgedeckt oder mit einem wirksamen Schutzgeländer 
versehen sein. . 

(2) Jede Zwischendec:k1uke sollte, wenn geöffnet, durch ein ausreichend hohes 
Schutzgeländer wirksam gesichert werden. 

(3) Oie Schutzgeländer dürfen auf jeder Seite der Luke vorübergehend 
entfernt werden, sofem dies zum Laden oder Löschen von Gütem notwendig ist. 

(4) Falls die Bestimmungen der Unterabsätze (1) und (2) dieses Absatzes aus 
technischen Gründen nicht angewendet-werden können, sollte eine befugte Person 
filr die Sicherheit der Arbeitnehmer sorgen. 

(5) Deckladungen sollten nicht auf Lukendeckeln gestaut werden, deren 
Festigkeit fllr diesen Zweck zu gering ist, und Fahrzeuge sollten solche Deckel 
nicht befahren. 

11. Falls dies wegen der Größe des Laderaums erforderlich ist, sollte mehr als 
ein Fluchtmittel vorgesehen werden. 

12. Die Führer von Hebezeugen sollten vor Beginn der Arbeit die Funktions­
tüchtigkeit der Sicherheitsvorrichtungen prüfen. 

13. (1) Benzinbetriebene Fahrzeuge oder Hebezeuge sollten nicht im Lade-
. raum eines Schiffes aufgetankt werden. Mit anderen Treibstoffen betriebene 
FaJuzeuge oder Hebezeuae sollten nur dann im Laderaum. eines Schiffes aufge­
tankt werden, wenn dabei die Sicherheit der Arbeitnehmer. soweit praktiscll 
durchführbar, gewährleistet ist. 

(2) Wenn dies praktiscll durchfilhrbar ist, soUte im Laderaum der Verwendunf 
von Motoren der Vonua gegeben werden, die die Luft nicht verschmutzen. 

14. Arbeitnehmer sollten, soweit praktisdl durchführbar, nicht in dem Teil 
eines Laderaums arbeiten müssen, in dem eine Trimmaschine oder ein Greifer in 
Betrieb ist. 

15. Kein neuer Teil eines Hebezeugs oder Lastanfnabmemitteis sollte aus 
PuddeJeisen herse5teUt werden. 

16. Kein Lascaufnabmemittel sollte einer Wlrmebehandlung unterzogen wer­
den, es sei denn, daß dies unter der Aufsicht und nach den Weisungen einer 
fachkundigen Person geschieht. 
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17. Die Sehlingen von vorgeschJungenen Ladungen sollteen, falls aotweadig. 
durch geeignete und ausreichende Garnierungen geschützt werden. 

. . 18. Schlingen. die Dicht zugelassen oder inspiziert worden sind, sollten UDter 
keinen Umständen für das Vonc:hlingen verwendet werden. 

19. Auf allen Hubbalk-en. Hubrahmen, Vakuumhebe- oder Magnethebevor­
richtungen, die nicht Bestandteile von Hebezeugen sind, und auf allen anderen 
Lastallfnabmemitteln mit einem Gewicht von mehr als 100 kg sollte das Eigen­
gewicht deu~ch angegeben werden. 

20. Einwegpa1etten und ähnliche zum einmaligen Gebrauch bestimmte Vor­
richtungen sollten 
a) deutlich als solche gekeDDZeichnet oder bezettelt sein; 
b) nur verwendet werden, wenn sie frei von Mängeln sind, die ihre Betriebssicher­

heit beeinttichtigen könnten; 
c) Dicht wiederverwendet werden. 

21. Mit Drihten oder Bindern zusammengehaltene Lasten sollten nicht mit 
Haken oder anderen an den Drähten oder Bindern angreifenden Vorrichtungen 
gehoben oder gesenkt werden, es sei denn, daß die Drähte oder BiDder aus--
reichend fest sind. . 

22. Es soUten alle zweckentsprechenden Maßnahmen getroffen werden, um 
die Unfa11gefahren bei Arbeiten auf dem Dach von Frac:htcontainem auf ein 
Mindestmaß herabzusetzen. 

23. (1) Geflhrtiche Stoffe sonten nur unter Aufsicht einer verantwortlichen 
Person umgeschlagen, gelagert oder gestaut werden. 

(2) Sind geflhrUche Stoffe umzuschla&en, zu lagern oder zu stauen, so sollten 
die- betreffenden Arbeitnehmer über die besonderen Vonichtsmaßnahmen unter­
richtet werden, die jeweils zu treffen sind, insbesondere im Falle des Austlie8eDs 
oder unbeabsichtigten Entweichens des Inhalts der Behälter. 

24. Du Erste-HiIfe-Personal·soUte geeignete Wieclerbelebunptectmiken and 
Rettnnpmaßn.bmell beherrschen. 

25. Hebezeuge soUten, soweit dies DOtwendia und praktisch durcllfQhrbar ist. 
mit einem' Notausstiel aus der Führerkabine venehen sein. Es soUte Vorsorge für 

.1 den AbUUlspOrt eines verletzten oder kranken Führen ohne VencbUmmerung 
• seines Zustandes getroffen werden. 

26. (1) Die- Ergebnisse der in Artikel 36 des Übereinkommens über den 
Arbeitsschutz bei der Haienarbeit. 1979, erwlhnten lrztIichen Untersuchungen 
sollten dem betroffenen Arbeitnehmer mitgeteilt werden. 

(2) Der Arbeitgeber sollte davon in Ken.ntnis gesetzt werden, ob der Arbeit­
nehmer für die zu verrichtende Arbeit geeignet ist UDd ob er eine Gefahr für 
lDdere Personen. darstellen kann, wobei vorbehaltlich Artike139 des Obereinkom­
mens der vertrauliche Charakter dieser 1nf0000000onen zu wahren ist. 

27. Die gemi8 Artikel 40 des Übereinkommens über den Arbeicsschutz bei 
der Hafenarbeit. 1979, bereitgestellten Einrichtunaen sollten, soweit prakUsch 
durchfOhrbar, Umkleideriume eiDschUe8en. 

.. 
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